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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 14. November 1960 

8 — 65304 — 4469/60 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Zolltarifgesetzes 
und des Deutschen Zolltarifs 1961 *) 

nebst Begründung und 7 Anlagen (Anlage A) mit der Bitte, die 
Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 11. November 1960 ge- 
mäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zu dem Entwurf wie 
aus der Anlage B ersichtlich Stellung genommen. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zu dem Beschluß des 
Bundesrates ist in der Anlage C dargelegt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Justiz 

Schaffer 


Zolltarif als Sonderdruck verteilt 
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Anlage A 


Entwurf eines Zolltarifgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Zolltarif im Sinne des § 49 Abs. 1 des Zollgesetzes 
vom 20. März 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 529) ist der 
nachstehende Zolltarif. 

§ 2 

Die Bundesregierung wird ermäditigt, durch 
Rechtsverordnungen aus wirtschaftlichen Gründen 
die Binnen-Zollsätze für die nicht liberalisierten 
Waren der Agrarwirtschaft im Deutschen Zolltarif 
1961 um 5 vom Hundert der Ausgangs-Zollsätze zu 
senken, wenn und soweit die Bundesrepublik 
Deutschland auf Grund von Verabredungen mit 
den Regierungen der Mitgliedstaaten über die be- 
schleunigte Verwirklichung der Ziele des Vertrages 
zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft vom 25. März 1957 (Bundesgesetzbl. II S. 753) 
zur Senkung dieser Binnen-Zollsätze gehalten ist. 
Waren der Agrarwirtschaft im Sinne dieser Vor- 
schrift sind die in Anhang II des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
aufgeführten Erzeugnisse. 

§ 3 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit Zu- 
stimmung des Bundestages durch Rechtsverordnung 
zur beschleunigten Verwirklichung der Ziele des 
Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft den Zolltarif insoweit zu än- 
dern, als sichergestellt ist, daß die anderen Mit- 
gliedstaaten entsprechende Zolltarifänderungen 
durchführen, um übereinstimmend und gemein- 
schaftlich vor den vertraglich festgesetzten Zeit- 
punkten 

1. die Binnen-Zollsätze im Warenverkehr 
zwischen den Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft abzu- 
bauen; 

2. die Außen-Zollsätze dem Gemeinsamen 
Zolltarif der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft anzupassen. 

(2) Die Zustimmung des Bundestages zum Erlaß 
einer Rechtsverordnung nach Absatz 1 ist nicht er- 
forderlich, wenn der Bundestag innerhalb von drei 
Wochen nach Eingang des von der Bundesregierung 
als dringlich bezeichneten Verordnungsentwurfs 
beim Bundestag keinen die Zustimmung ausspre- 
chenden oder verweigernden Beschluß gefaßt hat. 

(3) Dem Bundesrat ist Gelegenheit zu geben, zu 
den Verordnungsentwürfen binnen vierzehn Tagen 
Stellung zu nehmen. 

§ 4 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, bei 
Zolltarifänderungen auf Grund des § 3 dieses Ge- 


setzes oder des Artikels 3 des Gesetzes zu den Ver- 
trägen vom 25. März 1957 zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europä- 
ischen Atomgemeinschaft vom 27. Juli 1957 (Bun- 
desgesetzbl. II S. 753) gleichzeitig durch Rechts- 
verordnung 

1. die Jahresbezeichnung des Zolltarifs zu 
ändern; 

2. die Zollsätze bei Zollsatzsenkungen bis 
auf volle Zahlen nach unten und bei Zoll- 
satzanhebungen bis auf volle Zahlen nach 
oben abzurunden. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, den Wortlaut des Zolltarifs in der durch 
eine Rechtsverordnung auf Grund des § 3 dieses 
Gesetzes oder des Artikels 3 des Gesetzes zu den 
Verträgen vom 25. März 1957 zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft vom 27. Juli 1957 sich 
ergebenden Fassung unter neuer Überschrift und 
mit neuem Datum bekanntzumachen. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung den Wortlaut der 
Verbrauchsteuergesetze und der dazu erlassenen 
Durchführungsverordnungen dem Wortlaut des 
Zolltarifs in der jeweils geltenden Fassung anzupas- 
sen. 

§ 5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs, 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. IS. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 6 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1961 in Kraft; 
die in diesem Gesetz und in dem nachstehenden 
Zolltarif enthaltenen Ermächtigungen treten am 
Tage nach der Verkündung dieses Gesetzes in Kraft. 

(2) Mit Ablauf des 31. Dezember 1960 treten 
außer Kraft: 

1. Das Zolltarifgesetz und der Zolltarif vom 
23. Dezember 1958 (Deutscher Zolltarif 
1959 — Bundesgesetzbl. 1958 II S. 751 — ) in 
der Fassung der Zolltarif-Verordnung 
(Deutscher Zolltarif 1960) vom 23. Mai 1960 
(Bundesgesetzbl. II S. 1521); 

2. die Mineralölzoll-Vergütungsordnung 1959 
vom 30. Dezember 1958 (Bundesgesetzbl. 
1959 IS. 1); 

3. die auf der Ermächtigung in § 49 Abs. 2 
Nr. 1, 2 und 3 des Zollgesetzes vom 20. 
März 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 529) in der 
Fassung des Fünften Zolländerungsgeset- 
zes vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I 
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S. 1671) beruhenden Rechtsverordnungen 
zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 
1959 und des Deutschen Zolltarifs I960; 

4. die auf der Ermächtigung des Sechsten 
Gesetzes zur Änderung des Zolltarifs 
(Durchführung des Gemeinsamen Marktes 


der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl) vom 24. November 1955 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 728) in der Fassung des 
§ 4 des Zolltarifgesetzes vom 23. Dezem- 
ber 1958 beruhenden Rechtsverordnungen 
zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 
1959 und des Deutschen Zolltarifs 1960. 


Begründung 


1 . 

Die Europäische Zollunion — Der 
Beschleunigungsbeschluß 

(1) Nach dem am 25. März 1957 in Rom Unter- 
zeichneten und am 1. Januar 1958 in Kraft getrete- 
nen Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft (EWG-Vertrag) wird in einer 
Übergangszeit von 12 bis 15 Jahren der Gemein- 
same Markt schrittweise verwirklicht. 

(2) Der Kern des Gemeinsamen Marktes ist die 
Zollunion. Für die Bildung der Zollunion hat der 
EWG-Vertrag einen Zeitplan aufgestellt, nach dem 
die Binnenzölle abgebaut und die Außenzölle an die 
Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs angepaßt wer- 
den. 

(3) Für den Abbau der Binnenzölle waren bisher 
zwei Daten zu berücksichtigen; 

Die Ausgangs-Zollsätze, das sind die am 1. Januar 
1957 angewandten Zollsätze, waren am 1. Januar 
1959 und am 1. Juli 1960 für den Warenverkehr in- 
nerhalb der Gemeinschaft jeweils um 10 v. H., ins- 
gesamt um 20 V. H., herabzusetzen. Die Bundes- 
republik Deutschland hat sich dieser Vertragspflicht 
dadurch entledigt, daß sie am 1. Januar 1959 den 
Deutschen Zolltarif 1959 und am 1. Juli 1960 den 
Deutschen Zolltarif 1960 in Kraft gesetzt hat (erster 
und zweiter Abbau der Binnenzölle). 

(4) Der dritte Abbau der Binnenzölle um weitere 
10 V. H. ist nach dem EWG-Vertrag am 1. Januar 
1962 durchzuführen. Gleichzeitig ist die erste An- 
gleichung der Ausgangs-Zollsätze an die Zollsätze 
des Gemeinsamen Zolltarifs der EWG (Verminde- 
rung des Unterschieds regelmäßig um 30 v. H.) vor- 
zunehmen. 


(6) Im Oktober des Jahres 1959 hat die belgische 
Regierung den Regierungen der Mitgliedstaaten die 
beschleunigte Verwirklichung der Zollunion vorge- 
schlagen (Wigny-Plan — Hinweis auf Anlage 1) 


Der Ministerrat hat die Kommission gebeten, dazu 
Vorschläge zu machen. Die Kommission hat darauf- 
hin die „Empfehlungen zur Beschleunigung der Zeit- 
folge des Vertrages" vom 26. Februar 1960 ausge- 
arbeitet (Hinweis auf Anlage 2). Die im Rat ver- 
einigten Vertreter der Regierungen der Mitglied- 
staaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
haben am 12. Mai 1960 einstimmig die „beschleu- 
nigte Verwirklichung der Vertragsziele" beschlos- 
sen (Hinweis auf Anlage 3 — „Beschleunigungsbe- 
schluß"). 

(7) Nach dem Beschleunigungsbeschluß vom 12. Mai 
1960 sind im Deutschen Zolltarif die folgenden Maß- 
nahmen durchzuführen: 

A. Am 1. Januar 1961: 

1. Für die Waren der gewerblichen Wirtschaft 

a) Binnenzölle: 

Abbau um weitere 10 v. H., so daß die Aus- 
gangs-Zollsätze insgesamt um 30 v. H. ge- 
senkt sind. 

b) Außenzölle: 

Angleichung der Ausgangs-Zollsätze regel- 
mäßig um 30 V. H. an die um 20 v, H. ge- 
kürzten Zollsätze des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs. Dabei brauchen die nach dem 1. Januar 
1957 durchgeführten Konjunkturpolitischen 
Zollsenkungen nur um 50 v. H. rückgängig 
gemacht zu werden (1. Hälfte der „Rückspu- 
lung"). Dadurch werden konjunkturpolitisch 
gesenkte Zollsätze bei der ersten Anglei- 
chung in den Fällen um weniger als 30 v. H. 
den Zollsätzen des Gemeinsamen Zolltarifs 
angenähert, in denen die Angleichung zu 
einer Anhebung der Außenzölle führt. 

Für die Waren der Agrarwirtschaft 
a) Binnenzölle: 

Abbau um weitere 5 v. H. für alle Waren, die 
noch nicht liberalisiert sind, so daß deren 
Ausgangs-Zollsätze insgesamt um 25 v. H. ge- 
senkt sind. Der Zollabbau wird jedoch erst 
durchgeführt, nachdem das Verfahren in Ar- 
tikel 5 des Beschleunigungsbeschlusses ange- 
wendet worden ist. 

Die Zollsätze der liberalisierten Waren 
bleiben unverändert. 


(5) Der im EWG-Vertrag festgelegte Zeitplan zur 
Verwirklichung der Zollunion ist nicht starr. Der 
Vertrag verpflichtet vielmehr die Kommission, an 
die Mitgliedstaaten Empfehlungen zur beschleunig- 
ten Verwirklichung der Vertragsziele zu richten, 
wenn die allgemeine Wirtschaftslage oder die Lage 
eines bestimmten Wirtschaftszweigs dies rechtfer- 
tigt (Hinweis z. B. auf Artikel 15 Abs. 2 EWG-Ver- 
trag). 
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b) Außenzölle; 

Keine Angleichung. Die Zollsätze für Waren 
aus dritten Ländern bleiben somit unverän- 
dert. 

B. Am 1. Januar 1962: 

1. Für die Waren der gewerblichen Wirtschaft 

a) Binnenzölle: 

Abbau um weitere 10 v. H. oder um weitere 
20 V. H. Die Ausgangs-Zollsätze werden also 
insgesamt um 40 v. H. oder um 50 v. H. abge- 
baut, je nachdem welche Senkung der Mini- 
sterrat bis zum 30. Juni 1961 beschließt. 

b) Außenzölle; 

Die nach dem 1. Januar 1957 durchgeführten 
Konjunkturpolitischen Zollsenkungen sind 
restlos rückgängig zu machen (2. Hälfte der 
„Rückspulung“). Damit sind die Ausgangs- 
Zollsätze um 30 V. H. den um 20 v. H, gekürz- 
ten Zollsätzen des Gemeinsamen Zolltarifs 
angeglichen. Bis zum 1. Januar 1962 ist über 
die endgültige Behandlung der 20 v. H. -Kür- 
zung der Zollsätze des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs noch zu befinden. 

2. Für die Waren der Agrarwirtschaft 

a) Binnenzölle; 

Abbau der Zollsätze für nicht liberalisierte ; 
Waren um weitere 5 v. H., für liberalisierte 
Waren um weitere 10 v. H., so daß die Aus- 
gangs-Zollsätze für alle Waren der Agrar- 
wirtschaft insgesamt um 30 v. H. abgebaut 
sind. 

b) Außenzölle: 

Angleichung der Ausgangs-Zollsätze um 
30 V. H. an die ungekürzten Zollsätze des 
Gemeinsamen Zolltarifs. 


II. 

Das Zolltarifgesetz 

(8) Die Bundesregierung ist durch Artikel 3 Abs. 1 
Nr. 1 des Zustimmungs-Gesetzes zu den Verträgen 
vom 25. März 1957 zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen 
Atomgemeinschaft vom 27. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. II S. 753) ermächtigt, mit Zustimmung des 
Bundestages durch Rechtsverordnung den Zolltarif 
nach Maßgabe der Bestimmungen des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
insoweit zu ändern, als die Bundesrepublik Deutsch- 
land 

a) die zwischen den Mitgliedstaaten geltenden (Bin- 
nen-)Zölle abzubauen und 

b) die (Außen-)Zölie dem Gemeinsamen Zolltarif 
anzupassen hat. 


(9) Die Ermächtigung in Artikel 3 des Zustim- 
mungs-Gesetzes gibt der Bundesregierung somit die 
Möglichkeit, durch Rechtsverordnung diejenigen 
Zolltarifmaßnahmen in Kraft zu setzen, die nach 
dem Zeitplan des Vertrages durchzuführen sind. 
Danach sind die nächsten zolltariflichen Verpflich- 
tungen aber erst zum 1, Januar 1962 zu erfüllen. 
Mithin sind die Zolltarif-Anderungen, wie sie der 
Beschleunigungsbeschluß bereits zum 1. Januar 1961 
vorsieht, nicht durch die Ermächtigung in Artikel 3 
des Zustimmungs-Gesetzes gedeckt. In der Bundes- 
republik Deutschland kann deshalb die durch den 
Beschleunigungsbeschluß vom 12. Mai 1960 notwen- 
dige zolltarifliche Neuordnung nicht durch eine 
Rechtsverordnung, sondern nur im Rahmen eines 
formellen Zolltarifgesetzes in Kraft gesetzt werden. 

(10) Die Vorschriften des Zolltarifgesetzes wer- 
den wie folgt begründet: 

a) Zu § 1 

Die Vorschrift stellt die Verbindung zwischen dem 
mit diesem Zolltarifgesetz in Kraft gesetzten Zoll- 
tarif und dem Zollgesetz vom 20. März 1939 her. 

b) Zu § 2 

1. Die Vorschrift enthält eine Ermächtigung der 
Bundesregierung, durch Rechtsverordnung die 
Binnen-Zollsätze für die nicht liberalisierten 
Waren der Agrarwirtschaft — wie im Beschleu- 
nigungsbeschluß vom 12. Mai 1960 vorgesehen 
— um 5 V. H. zu senken. 

2. Die Bundesregierung kann jedoch von der Er- 
mächtigung erst Gebrauch machen, nachdem das 
in Artikel 5 Abs. 4 und 5 des Beschleunigungs- 
beschlusses vorgesehene Verfahren abgelaufen 
ist. Der Ausgang dieses Verfahrens ist noch un- 
gewiß. Je nach seinem Ergebnis wird die Bun- 
desregierung die Zollsenkung durch Rechtsver- 
ordnung durchführen. 

3. Die Ermächtigung dient der Entlastung der ge- 
setzgebenden Körperschaften. 

c) Zu § 3 

1. Die Vorschrift enthält Ermächtigungen der Bun- 
desregierung, den Zolltarif nach Maßgabe von 
weiteren Beschlüssen zur beschleunigten Ver- 
wirklichung der Zollunion durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundestages und nach 
Stellungnahme des Bundesrates zu ändern. 

2. Der EWG-Vertrag hat für die Durchführung des 
Abbaus der Binnenzölle und die Angleichung 
der Außenzölle eine termingebundene Zeitfolge 
festgelegt. Durch den Beschleunigungsbeschluß 
vom 12. Mai 1960 sind die nach dem EWG-Ver- 
trag am 1. Januar 1962 fälligen Zolltarifmaßnah- 
men vor allem für Waren der gewerblichen Wirt- 
schaft auf den 1. Januar 1961 vorverlegt worden. 
Für den Fall, daß durch weitere Beschleunigungs- 
beschlüsse die nach dem EWG-Vertrag für zoll- 
tarifliche Maßnahmen noch wahrzunehmenden 
Termine verschoben werden, kann die in Arti- 
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kel 3 des Zustimmungs-Gesetzes der Bundesregie- 
rung bereits erteilte Ermächtigung nicht zum 
Zuge kommen (Hinweis auf Absatz 9). Der vor- 
liegende Gesetzentwurf sieht deshalb lediglich 
vor, der Bundesregierung eine der — mög- 
lichen — Terminlage angepaßte Ermächtigung zu 
erteilen. 

3. Die Ermächtigung entspricht der — möglichen — 
Entwicklung: 

aa) Die Ermächtigung in Nummer 1 gestattet 
den Abbau von Binnen-Zollsätzen; 

bb) die Ermächtigung in Nummer 2 ermöglicht 
die Angleichung der Außen-Zollsätze des 
Zolltarifs an die Zollsätze des Gemeinsamen 
Zolltarifs. | 

4. Die vorgesehene Ermächtigung dient nicht nur | 

der Beschleunigung. Sie erspart auch ein formet- | 
les Gesetz und entlastet dadurch die gesetzgeben- | 
den Körperschaften. | 

! 

d) Zu § 4 I 

i 

1. Absatz 1 j 

Bei Zolltarifänderungen nach § 3 des vorliegen- 
den Gesetzentwurfs kann eine Änderung der 
Jahresbezeichnung notwendig werden. Das 
gleiche gilt bei Zolltarifänderungen auf Grund 
des Artikels 3 des Zustimmungs-Gesetzes. 

Die Nummer 1 übernimmt deshalb aus § 3 des i 
Zolltarifgesetzes vom 23. Dezember 1958 (Bun- I 
desgesetzbl. II S. 751) die bewährte Ermächti- 
gung, bei Zolltarif änderungen auch die Jahres- 
bezeichnung zu ändern. 

In Nummer 2 soll die Abrundungs-Vorschrift die 
Bundesregierung in die Lage versetzen, durch 
Rechtsverordnungen auf Grund des § 3 des vor- 
liegenden Gesetzentwurfs und auf Grund des Ar- 
tikels 3 des Zustimmungs-Gesetzes Zollsätze zur 
Vereinfachung der Verwaltungspraxis bis auf 
volle Zahlen abzurunden. Ob nach unten oder | 
nach oben abgerundet wird, ergibt sich zwingend j 
aus dem Vertrag: I 

a) Bei Zollsenkungen schreibt der Vertrag das j 
Minimum der Senkung vor. Eine Abrundung j 
nach oben unterschritte dieses Minimum und | 
ist deshalb nicht zulässig. Es kann also in die- 
sen Fällen nur nach unten abgerundet wer- 
den. 

b) Bei Zollanhebungen ist umgekehrt das Mini- 
mum der Anhebung vorgeschrieben. Es darf 
nicht unterschritten werden. Es kann in die- 
sen Fällen nur nach oben abgerundet werden. 

Die Ermächtigung zur Abrundung erspart jeweils 
formelle Gesetze. Sie entlastet also auch die ge- 
setzgebenden Körperschaften. 

2. Absatz 2 der Vorschrift trägt der Tatsache Rech- 
nung, daß sich durch Beschleunigungsbeschlüsse 
große Teile des Deutschen Zolltarifs ändern kön- 


nen. Die Möglichkeit, den Deutschen Zolltarif an- 
läßlich umfangreicher Änderungen sowohl aus 
Anlaß von Beschleunigungsbeschlüssen als auch 
von Zolltarif-Änderungen nach dem Zeitplan des 
EWG-Vertrages jeweils in der neuen Fassung 
bekanntzumachen, dient der Klarheit. 

3. In den Verbrauchsteuergesetzen und dazu erlas- 
senen Durchführungsverordnungen wird auf den 
Zolltarif Bezug genommen. Die Vorschrift soll 
die Möglichkeit geben, diese Bezugnahmen auf 
den im Entwurf vorliegenden Zolltarif in seiner 
jeweils geltenden Fassung umzustellen. 

e) Zu § 5 

Die Vorschrift stellt die Geltung des Gesetzes und 
der auf Grund dieses Gesetzes zu erlassenden 
Rechtsverordnungen im Land Berlin sicher. 

f) Zu § 6 

1. Absatz 1 der Vorschrift bestimmt, daß das Zoll- 
tarifgesetz und der Deutsche Zolltarif 1961 am 
1. Januar 1961 in Kraft treten. Das vorzeitige 
Inkrafttreten der im Gesetz enthaltenen Ermäch- 
tigungen ermöglicht es der Bundesregierung, 
schon vor dem 1. Januar 1961 Rechtsverordnun- 
gen zu erlassen, durch die der am 1. Januar 1961 
in Kraft tretende Deutsche Zolltarif 1961 zum 
1. Januar 1961 geändert wird. Dies könnte z. B. 
notwendig werden, wenn zum 1. Januar 1961 im 
Zuge des in Artikel 5 Abs. 4 und 5 des Beschleu- 
nigungsbeschlusses vorgesehenen Verfahrens die 
Binnenzölle für nicht liberalisierte Waren der 
Agrarwirtschaft um 5 v. H. der Ausgangs-Zoll- 
sätze zu senken sind. 

2. Absatz 2 der Vorschrift führt im einzelnen die 
Gesetze und Rechtsverordnungen auf, die durch 
das Inkrafttreten dieses Gesetzes außer Kraft 
treten. 

III. 

Der Deutsche Zolltarif 1961 
1. Das Zolltarifschema 

(11) Der Beschleunigungsbeschluß vom 12. Mai 1960 
bestimmt in Artikel 1, daß die Mitgliedstaaten der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft spätestens am 
31. Dezember 1960 die erste Angleichung ihrer Zoll- 
tarife an den Gemeinsamen Zolltarif nach dem in 
Artikel 23 Abs. 1 Buchstaben a und b des EWG- 
Vertrages festgelegten Verfahren vornehmen. Arti- 
kel 23 des EWG-Vertrages regelt nur die Anglei- 
chung der Zollsätze. Der EWG-Vertrag stellt keine 
Regeln auf für den Übergang von dem nationalen 
Zolltarifschema zum Gemeinsamen Zolltarifschema. 

(12) Das Zolltarifschema des Deutschen Zolltarifs 
1960 und das Zolltarifschema des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs stimmen in ihren Tarifnummern (Hauptposi- 
tionen) überein, weil beide Schemata auf dem 
„Brüsseler Zolltarifschema 1955" beruhen (Hinweis 
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auf das Abkommen über das Zolltarifschema für die 
Einreihung der Waren in die Zolltarife vom 15. De- 
zember 1950 — Bundesgesetzbl. 1952 II S. 1 — und 
das Berichtigungsprotokoll vom 1. Juli 1955 zu die- 
sem Abkommen — Bundesgesetzbl. 1960 II S. 470). 
Die einheitlichen Tarifnummern des Deutschen Zoll- 
tarifs 1960 und des Gemeinsamen Zolltarifs der 
EWG sind jedoch unterschiedlich auf gegliedert. Die 
beiden Zolltarife stimmen also in den Tarifstellen 
(Unterpositionen) nicht überein. 

(13) Bei der Anpassung des Deutschen Zolltarifs 
an den Gemeinsamen Zolltarif der EWG wurde 
regelmäßig die Untergliederung des Gemeinsamen 
Zolltarifs als Grundlage übernommen. Der Deutsche 
Zolltarif 1961 enthält also bereits alle Tarifstellen 
des Gemeinsamen Zolltarifs. Diejenigen Zolltarif- 
stellen des Deutschen Zolltarifs 1960, die wegen der 
Zollsatzlage erhalten werden mußten, kamen hinzu. 
Sie wurden in einer Form eingefügt, die es gestattet, 
sie im Zuge der weiteren Zollsatz-Angleichungen im 
Laufe der Übergangszeit fortfallen zu lassen, ohne 
dabei das Gefüge des Zolltarif Schemas noch einmal 
umzustoßen. Dieses Verfahren bietet den Vorteil, 
daß bereits bei der ersten Angleichung das gesamte 
Gemeinsame Zolltarifschema mit einem Schlag in 
den Deutschen Zolltarif übernommen und während 
der Übergangszeit nicht mehr geändert wird. Wirt- 
schaft und Verwaltung wird es erspart, in jeder 
Stufe der Übergangszeit sich auf Änderungen des 
Zolltarifschemas umstellen zu müssen. 

2. Die Zollsätze 

(14) Im Deutschen Zolltarif 1961 werden nach dem 
Beschleunigungsbeschluß vom 12. Mai 1960 zum 1. Ja- 
nuar 1961 neue Zollsätze (Binnenzölle und Außen- 
zölle) festgesetzt (Hinweis auf Absatz 7). Die Bin- 
nen-Zollsätze stehen in Spalte 3, die Außen-Zoll- 
sätze in Spalte 4 des Zolltarif-Entwurfs. 

(15) Beim Abbau der Binnen-Zollsätze und bei 
der Angleichung der Außen-Zollsätze ist von den 
Ausgangs-Zollsätzen auszugehen. Für die Anglei- 
chung der Außen-Zollsätze sind die um 20 v. H. ge- 
kürzten Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs maß- 
gebend. Die Ausgangs-Zollsätze sowie die unge- 
kürzten und die um 20 v. H. gekürzten Zollsätze des 
Gemeinsamen Zolltarifs sind für jede Zolltarifstelle 
(Unterposition) dem Entwurf „Deutscher Zolltarif 
1961" in einem „nachrichtlichen Teil" angefügt. Es 
wird damit ein Zahlenwerk zusammengestellt, aus 
dem sich der Werdegang des Zollsatzes für jede 
Ware vom 1. Januar 1957 an über die Schritte und 
Stufen der Übergangszeit bis zur vollen Anwendung 
des Gemeinsamen Zolltarifs entwickeln läßt. Der 
„nachrichtliche Teil" enthält im einzelnen: 

a) In Spalte 5 die Ausgangs-Zollsätze; 

b) in den Spalten 6 und 7 die Binnen- und Außen- 
Zollsätze am 30. Juni 1960. Sie ermöglichen 
einen Vergleich mit den aus dem Beschleuni- 
gungsbeschluß sich ergebenden Binnen- und 
Außen-Zollsätzen am 1. Januar 1961 (Spalten 3 
und 4); 

c) in den Spalten 8 und 9 die ungekürzten und die 
um 20 V. H. gekürzten Zollsätze des Gemein- 


samen Zolltarifs der EWG. In den Spalten 8 
und 9 sind wie im Gemeinsamen Zolltarif der 
EWG die spezifischen Zollsätze in RE = Rech- 
nungseinheiten angegeben. Der Wert einer Rech- 
nungseinheit entspricht dem Wert von 0,88867088 
Gramm Feingold. Im Gesetzentwurf „Deutscher 
Zolltarif 1961" sind die Rechnungseinheiten in 
nationaler Währung (Deutsche Mark) ausge- 
drückt, wobei für 0,88867088 Gramm Feingold 
ein Durchschnittswert von 4,20 DM zugrunde 
gelegt ist; 

d) in den Spalten 10 und 11 zur erleichterten Über- 
sicht Vermerke über die Zugehörigkeit der Wa- 
ren zum EGKS-Vertrag und zum Euratom-Ver- 
trag. Alle in den Spalten 10 und 11 nicht gekenn- 
zeichneten Waren werden vom EWG-Vertrag er- 
faßt; 

e) in der Spalte 12 Vermerke über diejenigen Eura- 
tom-Waren, die unter das Stillhalteabkommen für 
den innereuropäischen Handel auf dem Gebiet 
der Kernenergie im Rahmen der OEEC fallen. 


zu a) bis e) 

Hinweis auf die „nachrichtlichen Bemerkungen", S. 7 
des Zolltarif-Entwurfs. 

(16) Beim Abbau der Binnenzölle wurden die Aus- 
gangs-Zollsälze für die Waren der gewerblichen 
Wirtschaft rechnerisch um 30 v. H. herabgesetzt (Hin- 
weis auf Absatz 7 Buchstabe A Nummer 1). Die Be- 
rechnung der Zollsätze ergibt Bruchteile, die aus 
Vereinfachungsgründen abgerundet wurden. Hierfür 
wurden „Abrundungs-Regeln" aufgestellt (Hinweis 
auf Anlage 5 Abschnitt I). Die so ermittelten Binnen- 
Zollsätze wurden in Spalte 3 des Zolltarif-Entwurfs 
eingesetzt. 

(17) Für die noch nicht liberalisierten Waren der 
Agrarwirtschaft sind vorerst die Binnen-Zollsätze 
des Deutschen Zolltarifs 1960 beibehalten worden 
(Hinweis auf Absatz 7 Buchstabe A Nummer 2). Um 
die möglichen Auswirkungen des Beschleunigungs- 
beschlusses vom 12. Mai 1960 auf die nicht liberali- 
sierten Waren der Agrarwirtschaft unmittelbar 
sichtbar zu machen, sind diese Waren in einer be- 
sonderen Aufstellung zusammengefaßt worden. Da- 
bei wurden die am 1. Juli 1960 geltenden Zollsätze 
den um 5 v. H. der Ausgangszölle gesenkten Zoll- 
sätzen gegenübergestellt (Hinweis auf Anlage 4). 

(18) Bei der Angleichung an den Gemeinsamen 
Zolltarif war der Unterschied zwischen den Aus- 
gangs-Zollsätzen und den um 20 v. H. gekürzten 
Zollsätzen des Gemeinsamen Zolltarifs regelmäßig 
um 30 V. H. zu verringern. Für die praktische Durch- 
führung der Angleichung im einzelnen, die sich 
durch die „Rückspulung" der Konjunkturpolitischen 
Zollsenkung um 50 v. H. und die Kürzung der Zoll- 
sätze des Gemeinsamen Zolltarifs um 20 v. H. un- 
gev/öhnlich kompliziert gestaltete, wurden „Anglei- 
chungs-Regeln" aufgestellt (Hinweis auf Anlage 6). 
Mit Hilfe der „ Angleichungs-Regeln" wurden Fall 
für Fall die Übergangs-Zollsätze rechnerisch er- 
mittelt. Die Übergangs-Zollsätze wurden abgerundet 
(Hinweis auf Anlage 5 Abschnitt II). Die sich er- 
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gebenden Außen-Zollsätze wurden in Spalte 4 des 
Zolltarif-Entwurfs eingesetzt. 

(19) Bei der Angleichung der Außenzölle trafen 
Zollsätze mit ungleichen Verzollungsmaßstäben zu- 
sammen. So waren z. B. spezifische Zollsätze an 
Wertzollsätze anzugleichen. Für diesen Fall und die 
anderen in Betracht kommenden Möglichkeiten wur- 
den „Umwandlungs-Regeln" aufgestellt (Hinweis 
auf A nlage 7). 

3. Die Europäische Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl — Der Kohlenzoll 

(20) Der Deutsche Zolltarif 1961 berücksichtigt für 
die Bundesrepublik Deutschland die zolltariflichen 
Verpflichtungen aus dem Vertrag zur Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
(EGKS). 

(21) Der Deutsche Zolltarif 1961 behält vorerst die 
Zollsätze bei, die erstmals im Deutschen Zolltarif 
1959 festgesetzt wurden für Steinkohle, Steinkohlen- 
briketts und ähnliche aus Steinkohle gewonnene 
feste Brennstoffe der Tarifnr. 27.01, die nicht in der 
EGKS gefördert sind. Für die zeitweilige Verlänge- 
rung des Kohlenzolls sprechen folgende Gründe: 

a) Die seit Anfang des Jahres 1958 merklich zu- 
nehmenden Absatzschwierigkeiten im deutschen 
Steinkohlenbergbau, die zur Einlegung zahl- 
reicher Feierschichten und zu umfangreichen Auf- 
haldungen zwangen, veranlaßten die Bundes- 
regierung im September 1958, die Liberalisierung 
der Einfuhr von Steinkohle aus Ländern, die nicht 
der EGKS angehören, aufzuheben und den Ab- 
schluß neuer Einfuhrverträge von der Erteilung 
von Einzelgenehmigungen abhängig zu machen. 
Als sich zu Beginn des Jahres 1959 die Lage des 
Steinkohlenbergbaues weiter verschlechterte, sah 
sich die Bundesregierung gezwungen, außerdem 
ab 1. März 1959 für Steinkohlen aus Ländern 
außerhalb der EGKS einen Zollsatz in Höhe von 
2, — DM/100 kg festzusetzen, dabei aber ein zoll- 
freies Kontingent für die Jahre 1959 und 1960 in 
Höhe von 77 v. H. der durchschnittlichen Ein- 
fuhren der Jahre 1955/58 einzurichten. Die Maß- 
nahmen der Bundesregierung haben zu einer er- 
heblichen Einschränkung der Kohleneinfuhren 
aus dritten Ländern geführt. Während sich die 
Kohleneinfuhr im Jahre 1958 noch auf rund 
12,9 Millionen t belief, ging sie im Jahre 1959 
auf rund 6 Millionen t zurück und wird auch im 
Jahre 1960 voraussichtlich 5,2 Millionen t nicht 
übersteigen. 

b) Die Steinkohleneinfuhren aus dritten Ländern 
sind mit Zoll belastet worden, um dem deutschen 
Steinkohlenbergbau die Anpassung an die struk- 
turelle Wandlung auf dem Energiemarkt zu er- 
möglichen. Der Steinkohlenbergbau sieht sich zu 
umfassenden Rationalisierungsmaßnahmen ge- 
zwungen, die teilweise bereits durchgeführt, im 
gegenwärtigen Zeitpunkt aber noch nicht abge- 
schlossen sind. Die noch immer schwierige Lage 
im deutschen Steinkohlenbergbau wird durch die 
Tatsache gekennzeichnet, daß Ende Juli 1960 
Haldenbestände an Steinkohle und Zechenkoks 


in Höhe von noch rund 15 Millionen t vorhanden 
waren. Die Rationalisierungsmaßnahmen in Ver- 
bindung mit einer konjunkturell bedingten Nach- 
fragesleigerung haben zwar zu einer leichten 
Besserung der Lage des deutschen Steinkohlen- 
bergbaus geführt. Die Anpassung ist aber noch 
nicht so weit fortgeschritten, daß auf die bisher 
erfolgreichen staatlichen Schutzmaßnahmen schon 
verzichtet werden könnte. 

c) Zu berücksichtigen ist auch, daß die Beendigung 
der Schutzmaßnahmen im gegenwärtigen Zeit- 
punkt zu einer erneuten Beunruhigung der Berg- 
arbeiterschaft und zu vermehrter Abwanderung 
gerade der jüngeren Arbeitnehmer führen würde. 
Hierdurch würde die unter den obwaltenden Ver- 
hältnissen so wichtige Produktivitätssteigerung 
des Steinkohlenbergbaues ernstlich gefährdet. 

zu a) bis c) 

Die gegenwärtige Lage auf dem Steinkohlen- 
markt und ihre mutmaßliche Entwicklung ver- 
langen demnach zunächst noch die Beibehaltung 
des Zollschutzes. 

d) Von der Festlegung der Höhe des Zollkontingents 
und einer Frist für die Geltungsdauer des Kohlen- 
zolls im Deutschen Zolltarif 1961 wurde aus fol- 
genden Gründen abgesehen: 

Die Verhandlungen der Bundesregierung mit den 
in Betracht kommenden Wirtschaftskreisen und 
mit der Hohen Behörde der EGKS über die Höhe 
des Zollkontingents und über die Dauer der 
Kohlenzollregelung konnten noch nicht abge- 
schlossen werden. Die Verteilung des Zollkontin- 
gents ist ohnehin Gegenstand eines besonderen 
Gesetzes. Es erscheint deshalb zweckmäßig, die 
beiden erstgenannten Fragenbereiche ebenfalls 
der Regelung durch dieses besondere Gesetz 
vorzubehalten. Um aber von vornherein klarzu- 
stellen, daß die Beibehaltung des Kohlenzolls 
zeitlich begrenzt ist, wird in Nummer 2 der An- 
merkung 3 zu Tarifnr. 27.01 ausdrücklich fest- 
gelegt, daß die Befristung durch das erwähnte 
Gesetz über die Verteilung des Zollkontingents 
erfolgt. 

4. Die Europäische Atomgemeinschaft — Euratom — 

(22) Der Deutsche Zolltarif 1961 berücksichtigt für 
die Bundesrepublik Deutschland die zolltariflichen 
Verpflichtungen aus dem Vertrage zur Gründung 
der Europäischen Atomgemeinschaft (Euratom). 

(23) Der Deutsche Zolltarif 1961 enthält somit das 
Zolltarifschema und die Zollsätze des Gemeinsamen 
Zolltarifs von Euratom, die durch die Dritte Verord- 
nung zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1959 
(Waren der Listen A 1 und A 2 des Anhangs IV 
zum Euratom-Vertrag usw.) vom 20. Februar 1959 
(Bundesgesetzbl. II S. 123) für die Bundesrepublik 
Deutschland in Kraft gesetzt wurden. 

(24) Durch die genannte Rechtsverordnung konn- 
ten auf Grund der Ermächtigung in Artikel 3 des 
Zustimmungs-Gesetzes die Zollsätze für die Waren 
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der Liste A 2 des Anhangs IV zum Euratom-Vertrag 
in den Deutschen Zolltarif 1959 jedoch nicht restlos 
übernommen werden: 

Die Waren derTarifnr. 84.85- A (Werkzeugmaschinen 
zum Bearbeiten von Metallen oder Hartmetallen, 
ihrer Beschaffenheit nach zum Aufbereiten bestrahl- 
ter Kernbrennstoffe zur Wiederverwendung) hatten 
den Ausgangs-Zollsatz „frei". Nach der Liste A2 ist 
für diese Waren ein Außen-Zollsatz von 7 v. H., ab 
1. Januar 1964 von 11 v. H. festzusetzen. Das konnte 
durch Rechtsverordnung nicht geschehen, weil die 
Ermächtigung in Artikel 3 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe c 
des Zustimmungs-Gesetzes eine Erhöhung des bis- 
herigen Zollsatzes nur bis zum Dreifachen des am 
1. Januar 1957 angewandten Zollsatzes gestattet. 

Die Außen-Zollsätze der Liste A 2 für die in Rede 
stehenden Waren werden deshalb für die Bundes- 
republik Deutschland erst durch das vorliegende 
Zolltarif-Gesetz in Kraft gesetzt. 

5. Schlußbemerkung 

(25) Durch den Beschleunigungsbeschluß vom 
12. Mai 1960 war der Bundesregierung vorzeitig die 


Aufgabe gestellt, aus dem Deutschen Zolltarif 1960 
und dem Gemeinsamen Zolltarif der EWG nach den 
Vorschriften des EWG-Vertrages und nach den Be- 
stimmungen des Beschleunigungsbeschlusses einen 
neuen Zolltarif zu erstellen, der unter Beachtung 
aller vertraglichen Verpflichtungen auch den deut- 
schen wirtschaftlichen Gegebenheiten Rechnung 
trägt. 

(26) Um diese Aufgabe erfüllen zu können, war 

es unerläßlich, im Einklang mit der bisherigen zoll- 
politischen Entwicklung und den vertraglichen Vor- 
schriften Grundsätze aufzustellen und Regeln zu ent- 
wickeln (Hinweis auf die Absätze 14 bis 19 und die 
Anlagen 5 bis 7), die in den ungezählten Einzelent- 
scheidungen eine folgerichtige und willkürfreie Ge- 
staltung des Zolltarifs gewährleisten. Bei der Erstel- 
lung des Deutschen Zolltarifs 1961 sind diese Wei- 
sungen grundsätzlich beachtet worden. Wo sich in- 
dessen in Einzelfällen zolltarifliche Kuriosa ergeben 
hätten, wurden vermittelnde Ubergangslösungen 
gefunden. ^ 

(27) Bund, Länder und Gemeinden werden durch 
I die Ausführung des Gesetzes nicht mit Kosten be- 
I lastet. 
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Anlage 1 


Auszugaus 

Betrachtungen der belgischen Regierung zur Entwicklung der Zusammen- 
arbeit zwischen den sechs Ländern der Europäischen Gemeinschaften und 

zu ihren Außenbeziehungen 

— Wigny-Plan — 


Oktober 1959 


Für die europäischen Produzenten und Händler, 
für die im Wettbewerb stehenden ausländischen 
Exporteure und Investierenden stellt die Integra- 
tion der Volkswirtschaften der Mitgliedstaaten 
eine Arbeitshypothese dar, auf die sich alle Zu- 
kunftsprojekte stützen. 

Wenn die Geschäftsleute auch anfänglich der Um- 
wälzung der wirtschaftlichen Gegebenheiten durch 
den Vertrag einen gewissen Widerstand ent- 
gegensetzten, insofern er eine Änderung ihrer Be- 
rechnungsgrundlagen und zusätzliche Anpas- 
sungsbemühungen erforderlich machte, so befür- 
worten sie doch jetzt eine schnellere Verwirk- 
lichung der Integration, die ihnen die von ihnen 
angestrebte Stabilität gewährleistet. 

Die Verfasser der Verträge hatten Stufen vorge- 
sehen, die es den Betreffenden ermöglichen soll- i 
ten, mit den neuen Arbeitsbedingungen vertraut j 
zu werden und sich ihnen anzupassen; diese An- : 
passung besteht ebenso darin, sich über die An- : 
derung der Gegebenheiten des Wirtschaftspro- ! 
blems klarzuwerden, wie auch darin, dieses 
Bewußtsein in die Tatsachen umzusetzen. Müßte 
man es sich nicht zunutze machen, daß die Vor- 
teile der Integration rascher durchführbar sind als 
zu hoffen stand, da sich die Verantwortlichen des 
Wirtschaftslebens so bald der neuen Umstände 
bewußt geworden sind? 

13. Die belgische Regierung schlägt vor, daß die 
Regierungen der Mitgliedstaaten, die nach der Ent- 
wicklung während der beiden ersten Jahre der Ver- 
tragsausführung feststellen, daß die für die erste 
Stufe ausdrücklich festgelegten Ziele am 31. Dezem- 
ber 1961 praktisch erreicht sein werden, feierlich 
ihre Absicht erklären, diese erste Stufe nach Ablauf 
von 4 Jahren zu beenden. 


Eine solche Erklärung würde die politische Ver- 
pflichtung in sich schließen, zu gegebener Zeit nicht 
gegen die Annahme des in Artikel 8 Absatz (3) 
vorgesehenen Beschlusses zu stimmen, für den Ein- 
stimmigkeit erforderlich ist. 

Die Annahme dieses Vorschlags würde keinerlei 
Vertragsänderung bedeuten; die Zeitfolge der Maß- 
nahmen, die für die erste Stufe vorgesehen sind, 
würde eingehalten, ebenso die zeitliche Abstim- 
mung dieser verschiedenen Maßnahmen. 

Die belgische Regierung schlägt ferner vor, daß 
der Rat auf Vorschlag der Kommission einstimmig 
gemäß Artikel 8 Absatz (5) über die Abkürzung 
der zweiten und dritten Stufe auf je zwei Jahre 
entscheidet. Das Ende der Übergangszeit könnte so 
auf den 1. Januar 1966 festgesetzt werden. 

Sollte sich auf dem Gebiet der Landwirtschaft die 
Beibehaltung der Mindestpreise nach Ablauf der 
Übergangszeit noch als erforderlich erweisen, so 
könnte der Rat gemäß Artikel 44 Absatz (6) be- 
stimmen, welches System im Rahmen der gemein- 
samen Agrarpolitik anzuwenden ist. 

Die Beschleunigung der Integration der europä- 
ischen Wirtschaft sollte mit einem Abbau der Zölle 
gegenüber den Drittländern Hand in Hand gehen. 
Wie bereits gesagt, liegt dies im Interesse der ge- 
samten Gemeinschaft, die aus ihrer internen wirt- 
schaftlichen Zusammenarbeit nicht den vollen Nut- 
zen ziehen würde, wenn sie sich gegenüber der 
Außenwelt verschließen würde. Gewisse Mitglied- 
staaten der Gemeinschaft, wie die Beneluxländer, 
sind hieran besonders interessiert. Ihr Handel ist 
herkömmlicherweise mehr als der Handel anderer 
Staaten auf die Außenwelt ausgerichtet. 
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Anlage 2 


Abschrift 


EUROPÄISCHE WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT 
KOMMISSION 


KOM (60) 16 endg. Fassung 
Orig.: F 

Brüssel, den 26. Februar 1960 


Empfehlungen der Kommission 
zur Beschleunigung der Zeitfolge des Vertrages 


1. Die Möglichkeit und die Zweckmäßigkeit einer [ 
Beschleunigung ergeben sich aus der Beurteilung 
der in zweijähriger Vertragsdurchführung erzielten 
Ergebnisse und der jetzigen Wirtschaftslage. Eine 
Reihe neuer politischer und wirtschaftlicher Gege- 
benheiten führt zu der Erkenntnis, daß sich für eine 
beschleunigte Durchführung des Vertrages schwer- 
lich so günstige Voraussetzungen finden lassen 
werden wie im Augenblick. 

Bereits am 18. September 1959 hat sich die Kom- 
mission in ihrer zweiten Denkschrift an den Sonder- 
ausschuß für Fragen einer europäischen Wirtschafts- 
assoziation in diesem Sinne geäußert. Ähnliche 
Gedanken haben seitdem mehrere Regierungen und 
in einer Denkschrift vom Oktober 1959 insbeson- 
dere der belgische Außenminister, Herr Wigny, zum 
Ausdruck gebracht. 

Um ihre Stellungnahme festzulegen, hat die Kom- 
mission vor allem untersucht: 

a) Die Folgen, die ein Beschluß zur Beschleunigung 
für die Verwirklichung der Vertragsziele und 
für die Binnenwirtschaft der einzelnen Länder 
der Gemeinschaft haben könnte. 

b) Die Voraussetzungen, unter denen eine wesent- 
liche Änderung des Zeitplanes und der schritt- 
weisen Durchführung des Vertrages dessen 
Gleichgewicht nicht stören würde. 

c) Die etwaigen Äuswirkungen der beschleunigten | 

Durchführung des Vertrages auf die auswärtigen | 
Beziehungen der Gemeinschaft. | 

2. Der Gemeinsame Markt soll schrittweise nach 
einer Zeitfolge errichtet werden, deren Stufen unter 
Berücksichtigung der Wirtschaftslage festgelegt 
worden sind, die zur Zeit des Vertragsabschlusses j 
gegeben war. Die schrittweise Gestaltung dieser ; 
Zeitfolge wurde von der damaligen Ausgangslage 
auf dem Gebiet der internen Wirtschaftspolitik und 
der Handelspolitik bestimmt. Nun haben sich aber 
die wirtschaftlichen Verhältnisse geändert, und die 
Vorhersagen jener Zeit erweisen sich als zu pessi- 
mistisch. Nach einer ersten Versuchszeit ist es ge- 
rechtfertigt, diese Vorhersagen zu revidieren und 


die Stufen der europäischen Wirtschaftsintegration 
einer veränderten Lage anzupassen. Diese Auffas- 
sung erklärt sich aus zwei Feststellungen: einmal 
eilen die Ergebnisse der letzten zwei Jahre dem 
Zeitplan des Vertrages voraus. Zum anderen gibt 
eine günstige Wirtschaftskonjunktur die Möglich- 
keit, die bereits eingetretene teilweise Beschleuni- 
gung zu ergänzen und zu festigen. 

Es geht nicht um den Grundsatz der schrittweisen 
Durchführung: lediglich ihre Zeitfolge erscheint 
heute zu langsam, da sich die Faktoren geändert 
haben, die für ihre Festsetzung maßgebend waren. 

Ebenso wie die strukturellen Verzerrungen zwi- 
schen den Volkswirtschaften der Mitgliedstaaten 
haben bestimmte Konjunkturverhältnisse, bei denen 
zu befürchten stand, daß sie von Dauer sein wür- 
den, eine Übergangszeit von zwölf Jahren und mög- 
licherweise bis zu fünfzehn Jahren als Vorsichts- 
maßregel gerechtfertigt. 

Heute ist die Lage anders. 

Die Zahlungsbilanz aller Mitgliedstaaten hat sich 
in einer Weise entwickelt und die Devisenreserven 
haben einen Stand erreicht, daß nunmehr an eine 
rasche Öffnung der Grenzen gedacht werden kann. 
Die Wechselkurse sind in annähernd richtige Rela- 
tionen gebracht worden, während die finanzielle 
Lage durch allgemeine Stabilität gekennzeichnet ist. 
Selbst in der Beschäftigungslage ist eine gewisse 
Besserung eingetreten, während sich die Lage auf 
dem Kapitalmarkt entspannt hat. 

Die Abweichungen zwischen der internen und 
der auswärtigen Wirtschaftspolitik haben sich be- 
trächtlich verringert. Die sechs Mitgliedstaaten ver- 
folgen heute eine weitgehend gleichartige Wirt- 
sdiaftspolitik, und ihre Handelspolitik ist ziemlich 
angenähert: sie betreiben gegenüber dritten Län- 
dern und insbesondere gegenüber den Vereinig- 
ten Staaten eine weitgehende Liberalisierung, wäh- 
rend einige sich noch vor zwei Jahren zu einer 
scharfen Einfuhrkontrolle gezwungen sahen. 

Die Beziehungen zwischen den Wirtschaftskreisen 
der einzelnen Mitgliedstaaten schließlich haben sich 
seit zwei Jahren sehr schnell entwickelt, und der 
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Gemeinsame Markt hat sich in vielen Fällen als ein 
gewichtiger Faktor im Leben der Unternehmen 
durchgesetzt. Ein Entschluß zur Beschleunigung 
würde — ohne der Verwirklichung des Vertrages 
eine schnellere als die von den Fachkreisen vor- 
gesehene Zeitfolge zu geben — nur bewirken, daß 
die von ihnen selbst implizite zugrunde gelegte 
Zeitfolge eingeholt wird. 

Im Ergebnis ist die Lage nach zwei Jahren der 
Vertragsdurchführung ganz anders, als man 1957 
erwarten konnte. Auf zahlreichen Gebieten ist eine 
teilweise Beschleunigung — mag sie zeitlich be- 
stimmbar sein oder nicht — erreicht worden, die 
zur Entstehung einer Lage beigetragen hat, in der 
es sich eher darum handelt, einer sich bereits ab- 
zeichnenden Praxis eine gemeinschaftsgerechte 
Form zu geben, als Grundsatzschwierigkeiten zu 
überwinden, wie es sich noch vor zwei Jahren gab. 

3. Die Wirtschaftskonjunktur ist besonders günstig 
für die Verkürzung derjenigen Fristen im Vertrage, 
die durch die jüngste Entwicklung überflüssig ge- 
worden sind. Nach einer Verlangsamung der Wirt- 
schaftstätigkeit, deren Wirkungen in den einzelnen 
Ländern unterschiedlich stark waren, befinden sich 
heute alle Mitgliedstaaten in einer Phase wirt- 
schaftlicher Expansion. Die Kommission sieht hierin 
einen Faktor von entscheidender Bedeutung. 

Die Expansion kann die von der Eröffnung des 
Gemeinsamen Marktes hervorgerufene „Schock- 
wirkung" mildern: die Erweiterung der Kontingente 
und eine schnellere Senkung der Zollsätze haben 
nämlich eine unterschiedliche Wirkung, und zwar je 
nachdem, ob sie auf einem dynamischen oder aber 
auf einem in die Defensive gedrängten Markt vor- 
genommen werden. Die Beschleunigung kann ihre 
stimulierende Wirkung am besten in Zeiten wirt- 
schaftlicher Expansion entfalten, in denen die In- 
vestitionstätigkeit zunimmt, die Betriebe rationali- 
sieren und die Fachkreise ihre Überlegungen viel 
leichter auf der Grundlage eines weiträumigen 
Marktes anstellen. 

Ein lebhafter Wettbewerb auf einem weiträumi- 
geren Markt vermag andererseits aus psychologi- 
schen und materiellen Gründen die Wirtschafts- 
expansion zu fördern. Die strukturellen Auswir- 
kungen des Gemeinsamen Marktes werden also 
durch diese in ihrer Bedeutung nicht zu unterschät- 
zende Konjunkturlage dann abgeschwächt, wenn 
man davon ausgeht, daß das Europa der Sechs vor 
großen Möglichkeiten zur Erhöhung seiner Produk- 
tion und Lebenshaltung steht und daß es diese 
Möglichkeiten im gegenwärtigen großen wirtschaft- 
lichen Wettstreit in der Welt baldmöglichst wahr- 
nehmen muß. 

Eine schnellere Verwirklichung des Gemeinsamen 
Marktes kann nur auf dem Umwege über eine Er- 
höhung der Zollsätze gegenüber dritten Ländern 
einen inflationistischen Einfluß auf die Preise in 
den Mitgliedstaaten ausüben, deren jetziger Zoll- 
tarif unter dem Tarif der Gemeinschaft liegt. Auf 
diese Gefahr ist oft hingewiesen worden. Es zeigt 
sich jedoch, daß es sich lediglich darum handelt, 
solche Zollerhöhungen — wo sie erforderlich sind 


— um 18 Monate vorzuverlegen, die ohnehin durch- 
geführt werden müßten. Da diese Zollerhöhungen 
in mehreren Stufen stattfinden sollen, wird die 
Wirkung der neuen Zölle weitgehend gemildert. 
Zudem wird sich die Senkung der Binnenzölle der 
Gemeinschaft sowie die Herabsetzung des Außen- 
tarifs der Länder mit gegenwärtig hohen Zöllen 
für den größten Teil des Handels im entgegenge- 
setzten Sinne aus wirken, wodurch sich etwaige un- 
liebsame Folgen ausgleichen lassen. Auch wird die 
Kommission aus anderen Gründen eine allgemeine 
Senkung des Gemeinsamen Zolltarifs vorschlagen. 
Schließlich liefert auf dem Gebiet der allgemeinen 
Politik der Beschluß der sechs Staaten, ihre kon- 
junkturpolitisdien Probleme und die der Gemein- 
schaft gemeinsam zu untersuchen, ein Instrument 
zur Annäherung der Standpunkte und zur Abstim- 
mung der Politik, dessen leichte Wirkung nicht da- 
zu verleiten darf, seinen Nutzen zu unterschätzen. 

4. Es gibt also auf Grund einer Entwicklung, die 
viel rascher verlaufen ist, als man 1957 voraus- 
sehen konnte, infolge der von* den Mitgliedstaaten 
einzeln oder gemeinsam gefaßten Beschlüsse zur 
teilweisen Beschleunigung und dank einer günsti- 
gen Wirtschaftskonjunktur sehr gewichtige Argu- 
mente für ein sdinelleres Vorgehen auf dem Wege 
der Wirtsdiaftsintegration. Es obliegt den Mit- 
gliedstaaten, angesichts der fundamentalen Bedeu- 
tung der Wirtschaftsintegration als Ziel, das sie 
sich gesetzt haben, die Lehren aus einer bestimm- 
ten Situation zu ziehen und — ohne Risiken ein- 
zugehen — die Verwirklichung der Vertragsziele 
zu beschleunigen. 

5. Der Vertrag von Rom ist nicht nur eine Zoll- 
union, sondern vielmehr eine Wirtschaftsunion. 
Eine Beschleunigung könnte das ihm innewohnende 
Gleichgewicht nicht verändern. Sie könnte bestimm- 
ten Mechanismen im Vertrag nicht dadurch vor- 
schnell eine zu große Bedeutung verschaffen, daß 
sie die Bedeutung anderer und mit ihnen verbun- 
dener Ziele abschwächt oder beseitigt und auf diese 
Weise eine Umgestaltung, eine Änderung des Ver- 
trages herbeiführt. 

Die Kommission ist zu dem Schluß gekommen, 
daß sich eine Beschleunigung durchführen läßt, bei 
der die Ziele des Vertrages vollständig und aus- 
geglichen erreicht werden können. 

Hierzu sind einige Erläuterungen erforderlich. 
Die Entwicklung der gemeinsamen Politik auf den 
verschiedenen Gebieten hat in den letzten beiden 
Jahren Fortschritte gemacht. Die Annäherung der 
Wirtschafts- und Konjunkturpolitik der einzelnen 
Mitgliedstaaten ist bereits im Gange. Die ersten 
Grundzüge einer gemeinsamen Handelspolitik sind 
festgelegt worden, mögen auch in wichtigen Punk- 
ten noch unterschiedliche Auffassungen bestehen. 
Es ließen sich noch zahlreiche andere Beispiele für 
Arbeiten oder Beschlüsse anführen, aus denen sich 
bedeutende Fortschritte bei der Harmonisierung der 
Politik ergeben und die den Schluß zulassen, daß 
man rascher vorangekommen ist, als nach mensch- 
lichem Ermessen bei der Unterzeichnung des Ver- 
trages vorauszusehen war. 
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Den Mitgliedstaaten liegen zur Zeit die ersten 
Vorschläge der Kommission zur Verwirklichung 
einer gemeinsamen Agrarpolitik vor. Auch in die- 
sen Vorschlägen ist faktisch eine Beschleunigung 
vorgesehen, da sie die Verwirklichung des gemein- 
samen Agrarmarktes in wesentlich kürzerer Frist 
als den verbleibenden 10 Jahren der Übergangszeit 
vorsehen. Die Kommission legt großen Wert auf 
das Junktim der industriellen und der landwirt- 
schaftlichen Integration. 

Der Europäische Sozialfonds soll in Kürze ge- 
schaffen werden. Die Kommission rechnet damit, 
demnächst Vorschläge für die Freizügigkeit der Ar- 
beitnehmer und für eine Koordinierung der Politik 
auf dem Gebiet der Berufsausbildung unterbreiten 
zu können. Sie wird darauf achten, daß mit allen 
Mitteln der Gemeinschaft zur Einflußnahme auf die 
Wirtschaft — Europäische Investitionsbank, Sozial- 
fonds — - dazu beigetragen wird, eine ausgewogene 
Entwicklung zu gewährleisten. 

Die Verwirklichung der gemeinsamen Politik auf 
den einzelnen Gebieten ist also keine Frage des 
Zeitplanes, sondern eine Frage des Wollens der 
Mitgliedstaaten. Nach Ansicht der Kommission müß- 
ten sich die Mitgliedstaaten bei ihrem Entschluß zu 
einer beschleunigten Verwirklichung der Zollunion 
verpflichten, auch auf diesem Gebiet schneller vor- 
zugehen. Die zwangsläufige enge Verbindung zwi- 
schen selbsttätigen Mechanismen des Vertrages und 
den anderen Bestimmungen ist so unverkennbar 
und für die Organe der Gemeinschaft derart zwin- 
gend, daß man alle Schritte zur Wahrung des Junk- 
tims zwischen der Zollunion, der Anwendung ge- 
meinsamer Wettbewerbsregeln und der Gestaltung 
einer koordinierten oder gemeinsamen Politik auf 
den einzelnen Gebieten erwarten darf. 


6, Das Beschleunigungsproblem entsteht ebenso 
durch die Erfordernisse der Handelspolitik der Ge- 
meinschaft wie durch die Gegebenheiten der bin- 
nenwirtschaftlichen Entwicklung. Hier glauben die 
Anhänger der Beschleunigung, daß die rasche Ver- 
wirklichung der Gemeinschaft ihnen die Möglich- 
keit geben wird, unter den günstigsten Vorausset- 
zungen eine gemeinsame liberale und kühne Poli- 
tik zu betreiben. Andere fühlen sich durch die 
Beschleunigung beunruhigt: sie befürchten, daß 
eine raschere Verwirklichung des Gemeinsamen 
Marktes anderen Mitgliedstaaten und anderen 
Staatengruppen die Anpassung an die neue Lage 
erschweren könnte. 

Die Kommission unterschätzt diese Probleme 
nicht. Bereits in ihrer Denkschrift vom September 
hat sie einen engen Zusammenhang zwischen der 
Verstärkung der inneren Bindungen und der Fest- 
legung einer Politik gegenüber den dritten Ländern 
hergestellt. Sie zweifelt nicht daran, daß der Ge- 
meinsame Markt um so eher ein bedeutender und 
dynamischer Faktor für die Liberalisierung und die 
Ausweitung des Warenverkehrs werden kann, je 
früher er Wirklichkeit wird. Sie glaubt, daß auf 
diesem Gebiet die Beschleunigung sich positiv aus- 
wirken wird. 


j' Zweifellos hat das Bestehen der Gemeinschaft 
j nachhaltig zu der erheblichen Entwicklung der welt- 
wirtschaftlichen Beziehungen in den letzten 15 Mo- 
naten beigetragen: Ausweitung der Konvertierbar- 
keit, beträchtlicher Abbau der Einfuhrbeschränkun- 
gen, neue Weltzollkonferenz und Konferenzen der 
„ Einundzwanzig " . 

Die derzeitigen organischen Veränderungen in 
den Beziehungen zwischen den an der Konferenz 
der Einundzwanzig beteiligten Staaten und die ge- 
meinsame Inangriffnahme der Probleme der Ent- 
wicklungsländer beweisen hinlänglich den Beginn 
einer neuen Phase, in der die Gemeinschaft eine 
i wichtige Rolle übernommen und erneut ihre Hal- 
tung sowie ihr Bestreben bekundet hat, diese Hal- 
tung in die Wirklichkeit umzusetzen. 

Damit verlieren die wirtschaftlichen und politi- 
schen Gegenargumente, die einer beschleunigten 
Durchführung des Vertrages von Rom entgegen- 
gesetzt werden können, an Wirkung. Die sechs 
Staaten haben nämlich durch ihre Haltung und ihre 
Handlungen jeden Zweifel über ihre künftige Linie 
beseitigt und die Verfahren zur Lösung auftreten- 
der Probleme eingeleitet. Dagegen bleiben die 
Gründe für eine die Stellung der Staaten in ihren 
auswärtigen Beziehungen stärkende Beschleunigung 
bestehen. Je schneller die Wirtschaftsintegration 
verwirklicht wird, um so dynamischer, offener und 
liberaler wird die Handelspolitik des Gemeinsamen 
Marktes sein. 

I 7. Die Kommission schließt aus dieser Analyse, 

I daß eine Beschleunigung möglich und wünschens- 
: wert ist, sofern hierbei bestimmte Bedingungen be- 
! achtet werden: Wahrung des im Vertrag hergestell- 
I ten inneren Gleichgewichtes zwischen Zollunion,. 
Anwendung der gemeinsamen Wettbewerbsregeln 
und Gestaltung der koordinierten und gemeinsa- 
I men Politik, Bekräftigung der liberalen Einstellung 
j der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft gegen- 
I über der Außenwelt. 

I 8. Die technische Durchführung der Beschleunigung 
i umfaßt zwei Aspekte: 

I a) Bei dem Teil des Vertrages, der an einen Zeit- 
1 plan gebunden ist, würde die Beschleunigung im 
i wesentlichen in einer schnelleren Einführung der 
Zollunion bestehen. 

b) Auf den anderen Gebieten, bei denen sich die 
Beschleunigung nicht zeitlich bestimmen läßt, 
müßten die Mitgliedstaaten versichern, daß sie 
sich der entstandenen Probleme bewußt sind 
und neue Schritte zur Erhaltung des Vertrages 
als Einheit unternehmen. Solche Schritte recht- 
! fertigen sich auch aus dem Bestreben, zu ver- 

; hindern, daß die Beschleunigung mittelbar zu 

^ einer Verschärfung der strukturellen Unausge- 

I glichenheiten in der Gemeinschaft führt, da die 

I durch diese Unausgeglichenheiten hervorgerufe- 

nen Probleme eines der Hauptanliegen der Ver- 
j fasser des Vertrages gewesen sind. 

j Die Kommission ist der Ansicht, daß man die gün- 
I stige V/irtschaftkonjunktur dazu ausnutzen müsse. 
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um in den beiden kommenden Jahren alles das zu 
erreichen, was sich angesichts vor allem der Lage ! 
in Produktion, Handel und Beschäftigung verwirk- 
lichen läßt, zumal eine Beschleunigung in der Ver- 
wirklichung der Zollunion zugleich ein Expansions- j 
und Stabilitätsfaktor sein soll. ! 

Die Kommission ist davon überzeugt, daß die in | 
der ersten Stufe verwirklichte Beschleunigung eine | 
Abkürzung der im Vertrag vorgesehenen über- j 
gangszeit zulassen wird. | 

9. Diese Stellungnahme veranlaßt die Kommission 
zu folgenden Vorschlägen: 

a) Die zwischen den Mitgliedstaaten noch be- 
stehenden Kontingente für Industrieerzeugnisse 
werden bis zum 31. Dezember 1961 abgebaut. 
Die Ausweitung des Handels mit Agrarerzeug- 
nissen wird unter Bedingungen vorangetrieben, 
die im Zusammenhang mit der schrittweisen Ein- 
führung der gemeinsamen Agrarpolitik festzu- 
legen sind. 

b) Die zwischen den Mitgliedstaaten bestehenden | 

Zölle werden in der ersten Stufe um 50 v. H. | 
anstatt um 30 v. H. gesenkt. Die für den 1. Juli : 
1960 vorgesehene Herabsetzung beträgt 20 v. H. i 
anstelle von 10 v. H. Das gleiche gilt für die 
Zollsenkung am 31. Dezember 1961. ; 

c) Die Kontingente für Industrieerzeugnisse gegen- i 
über dritten Ländern mit vergleichbarem Ent- 
wicklungsstand werden im allgemeinen bis zum 
31. Dezember 1961 unter der Bedingung der Ge- ; 
genseitigkeit abgebaut. 

d) Mit der Einführung des Gemeinsamen Zolltarifs 
wird am 1. Juli 1960 statt am 31. Dezember 1961 , 
begonnen. Hierbei wird der vom Rat am 12. Fe- : 
bruar 1960 angenommene Außentarif zugrunde | 
gelegt, der um 20 v. H. zu senken ist; die Be- 
dingungen für die Gegenseitigkeit im Verhältnis 
zu dritten Ländern werden weiter unten behan- 
delt. 

e) Es wird noch keine Entscheidung über die Nicht- 
verlängerung der ersten Stufe oder die Verkür- 
zung der späteren Stufen getroffen. Die Kom- 
mission ist jedoch überzeugt, daß es auf Grund 
der von ihr vorgeschlagenen Maßnahmen mög- 
lich sein wird, am Ende des vierten Vertrags- 
jahres die zweite und dritte Stufe nach Artikel 8 
abzukürzen. Sie behält sich die Möglichkeit vor, 
dies zu gegebener Zeit vorzuschlagen. 

10. Der Abbau der mengenmäßigen Beschränkun- 
gen zwischen den Mitgliedstaaten muß nach Arti- 
kel 30 ff. des Vertrages während der Übergangs- 
zeit durchgeführt werden. Die jüngste Entwicklung 
hat gezeigt, daß die meisten Hindernisse für ein 
schnelleres Vorgehen weggefallen sind, gleichviel 
ob es sich um den Devisenmangel in den Mitglied- 
staaten oder um die Preisprobleme handelt, die in 
einigen Mitgliedstaaten im Zusammenhang mit den 
Wechselkursen aufgetreten sind. Bei den Kontin- 
genten für Industrieerzeugnisse hat sogar ein Ab- 
bau des „hard-core“ eingesetzt. Unter Berücksich- 
tigung dieser Faktoren und der in den internatio- 


nalen Handelsbeziehungen eingetretenen Verände- 
rungen schlägt die Kommission vor, daß die 
Mitgliedstaaten angesichts dieser neuen Tatsachen 
beschließen, untereinander sämtliche Kontingente 
für Industrieerzeugnisse vor dem 31. Dezember zu 
beseitigen. 

In ihren Beziehungen untereinander sollte sich 
jedoch das Vorgehen der Mitgliedstaaten nicht nur 
auf die Kontingente für Industrieerzeugnisse (Ar- 
tikel 33) beschränken, sondern sich auch auf die 
staatlichen Handelsmonopole erstrecken (Artikel 37), 
deren Umformung ebenfalls beschleunigt werden 
müßte. Mit Rücksicht auf den Sondercharakter die- 
ser Monopole kann jedoch keineswegs daran ge- 
dacht werden, sämtliche durch sie begründeten 
Handelsbeschränkungen innerhalb von zwei Jahren 
zu beseitigen. Die Kommission schlägt daher vor, 
daß alle betroffenen Mitgliedstaaten mit ihr die 
auftretenden Fragen prüfen, um noch 1960 ein ge- 
naues Programm für die Beseitigung der Diskrimi- 
nierungen in den Versorgungs- und Absatzbedin- 
gungen zwischen den Angehörigen der Mitglied- 
staaten aufzustellen. Dieses Programm kann zwar 
dem Einzelfall angepaßt werden, muß sich jedoch 
auf die kürzeste Zeit erstrecken, die mit den in 
Betracht gezogenen wirtschaftlichen und rechtlichen 
Gegebenheiten vereinbar ist. 

Schließlich ist sich die Kommission dessen be- 
wußt, daß die Kontingente für Agrarerzeugnisse in 
einer schnelleren Zeitfolge als seit Beginn der 
Durchführung des Vertrages abgebaut werden müs- 
sen, da sie ein Mißverhältnis zwischen dem Abbau 
der Beschränkungen für den Handel mit Industrie- 
erzeugnissen und der Beseitigung der Hemmnisse 
für den Handel mit Agrarerzeugnissen befürchtet. 
Die Kommission behält sich jedoch vor, diese Frage 
wegen des engen Zusammenhanges mit der ge- 
meinsamen Agrarpolitik in den bevorstehenden 
Vorschlägen über die Ausweitung des Warenver- 
kehrs in der Zeit vor der Einführung der gemein- 
samen Agrarpolitik zu behandeln. 

11. Die Zollsenkung nach dem Vertrag soll am 
1. Juli 1960 und am 31. Dezember 1961 jeweils 
10 V. H. betragen (halblineare Senkung). Die Kom- 
mission ist der Auffassung, daß es auf Grund der 
Fortschritte bei der Rationalisierung der Produk- 
tionsbedingungen in den beiden letzten Jahren so- 
wie auf Grund der Wirtschaftsexpansion möglich 
ist, erheblich weiter zu gehen, ohne dabei ernst- 
hafte wirtschaftliche Schwierigkeiten für Tätigkeits- 
bereiche oder Unternehmen auszulösen. 

Sie schlägt vor, die Zölle am 1. Juli 1960 und am 
31. Dezember 1961 jeweils um 20 v. H. anstelle von 
10 V. H. zu senken, so daß am Ende der ersten Stufe 
die Gesamtzollbelastung um 50 v. H. herabgesetzt 
wäre. 

Falls die Mitgliedstaaten diesen Vorschlag an- 
nehmen sollten, würde die Kommission empfehlen, 
die Zölle soweit wie möglich linear zu senken. 

12. Es besteht ein enger Zusammenhang zwischen 
der Senkung der Binnenzölle und der Aufstellung 
des Gemeinsamen Zolltarifs. Wenn die Senkung 
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längere Zeit ohne das Gegengewicht des Gemein- 
samen Zolltarifs fortgeführt werden würde, setzte 
man sich der Gefahr ernster Verkehrsverlagerungen 
aus. 

Daher ist es notwendig, das im Vertrag auf ver- 
schiedenen Gebieten hergestellte Junktim zu respek- 
tieren und zu beschließen, daß die erste Angleichung 
an den Gemeinsamen Zolltarif zu dem Zeitpunkt er- 
folgen soll, zu dem die Zollsenkungen innerhalb der 
Gemeinschaft 30 v. H. erreichen, nach dem Vorschlag 
der Kommission also am 1. Juli 1960. 

Die Kommission hat bereits im Abschnitt über die 
Zweckmäßigkeit einer Beschleunigung erklärt, daß 
ihrer Ansicht nach eine solche vorzeitige Einführung 
des Gemeinsamen Zolltarifs keine wirtschaftlichen 
Nachteile für die Mitgliedstaaten mit sich bringt, zu- 
mal sie glaubt, empfehlen zu müssen, bei der vor- 
zeitigen Einführung einen Zolltarif zugrunde zu 
legen, der um 20 v. H. unter den Zollsätzen liegt, 
die sich aus dem einfachen Mittel oder aus Ver- 
handlungen zwischen den Staaten ergeben. 

Diese Senkung der Zölle des Gemeinsamen Tarifs 
könnte so lange vorläufigen Charakter haben, bis 
die im GATT für das zweite Halbjahr 1960 und 
für 1961 angesetzten Verhandlungen abgeschlossen 
sind. Die Gemeinschaft wird erst auf Grund der Zoll- 
zugeständnisse ihrer Verhandlungspartner entschei- 
den, ob sie die Senkung in Höhe von 20 v. H. ganz 
oder teilweise beibehält. 

Außerdem könnte von den anderen dem GATT 
angehörenden Industrieländern die sofortige Gegen- 
seitigkeit gefordert werden, deren Umfang noch zu 
bestimmen wäre; die Vereinigten Staaten wären 
jedoch auszunehmen, da es dort eines komplizierten 
und langsamen innerstaatlichen Verfahrens bedarf, 
um Zollsenkungen herbeizuführen. Die Vereinigten 
Staaten sollten zu ihrer Gegenleistung in den Ver- 
handlungen veranlaßt werden, die auf Vorschlag 
von Herrn DILLON demnächst im GATT stattfinden. 
Bei den Gesprächen über die sofortige Gegenseitig- 
keit könnte die Frage geprüft werden, ob die Zoll- 
senkung zwischen den Mitgliedstaaten am 1. Juli 
1960 auf die anderen Vertragsparteien des GATT 
und die anderen Staaten mit Meistbegünstigungs- 
klausel auszudehnen ist, soweit die Senkung Zölle 
betrifft, deren Satz über dem des Gemeinsamen 
Zolltarifs liegt und soweit dabei diese Zölle nicht 
auf einen Satz unter diesem Tarif ermäßigt werden. 


13. In den Ausführungen über die Modalitäten 
einer beschleunigten Schaffung der Zollunion wird 
nicht auf die Probleme eingegangen, die sich aus an- 
deren Kapiteln des Vertrages ergeben, in denen 
kein Zeitplan aufgestellt ist. Wie in Abschnitt 5 aus- 
geführt wurde, ist die Kommission der Auffassung, 
daß die Mitgliedstaaten die Ausarbeitung der ge- 
meinsamen Politik auf den verschiedenen Gebieten 
in der gleichen Zeitfolge fortsetzen müssen, in der 
man die Zölle und mengenmäßigen Beschränkungen 
abbaut und den Gemeinsamen Zolltarif einführt. 

Es handelt sich hier in Zukunft vor allem darum, 
aus den bisherigen Maßnahmen oder den kürzlich 


geschaffenen Einrichtungen Nutzen zu ziehen. Dies 
gilt auch für die Wirtschafts- und Finanzpolitik. Hier 
gibt es bereits Einrichtungen zur Gegenüberstellung 
der Ansichten der Mitgliedstaaten. Der konjunktur- 
politische Ausschuß bildet zusammen mit dem Wäh- 
rungsausschuß den Rahmen, in dem die Abstimmung 
der Politik stattfinden kann. In einem anderen Rah- 
men wird an der Angleichung der Umsatzsteuer- 
systeme gearbeitet. Ferner wurden Untersuchungen 
über die Koordinierung der Regionalpolitik der 
Mitgliedstaaten eingeleitet, und man darf erwarten, 
daß die Organe der Gemeinschaft sowie die Euro- 
päische Investitionsbank und der Europäische Sozial- 
fonds ohne Einschränkung die Rolle spielen können, 
die ihnen auf diesem Gebiete zukommt. 

Die Kommission gibt Anregungen zu folgenden 
beiden Punkten: 

— Einerseits müßten die Mitgliedstaaten sich ver- 
pflichten, ihre Arbeiten auf allen Gebieten der 
Durchführung des Vertrages zu beschleunigen, 
damit die darin gesteckten Ziele noch vor Ende 
der Übergangszeit erreicht werden können. Die 
Kommission sieht in einer solchen Verpflich- 
tung zwei Vorteile: Einmal würde der Zusam- 
menhang zwischen der Zollunion und den in 
den anderen Kapiteln des Vertrages geregelten 
Gebieten öffentlich bestätigt werden können; 
zum anderen würde durch eine solche Ver- 
pflichtung erneut hervorgehoben, daß eine 
schnellere Verwirklichung der Vertragsziele 
auf den Gebieten neben der Zollunion vom 
Wollen der Regierung abhängt. 

— Andererseits könnten der bereits ansehnlichen 
Liste eingeleiteter Arbeiten andere hinzu- 
gefügt werden, mit deren Hilfe die für eine 
beschleunigte Durchführung des Vertrages 
noch fehlenden Möglichkeiten geschaffen oder 
die Ziele schneller erreicht werden können, die 
für die Mitgliedstaaten erreichbar sind. 

Daher befaßt sich die Kommission auf dem Gebiet 
der Sozialpolitik sofort mit den allgemeinen Grund- 
sätzen für die Durchführung einer gemeinsamen 
Berufsausbildungspolitik, um sie dem Rat vorzu- 
schlagen; sie schlägt zugleich vor, daß Rat und Kom- 
mission gemeinsam die für die Staaten und die 
Gemeinschaft auftretende allgemeine Frage der Aus- 
bildung von Technikern aller Grade anschneiden. Es 
handelt sich hier um zwei verwandte und doch 
selbständige Fragen, denen sie für die Zukunft der 
Gemeinschaft grundlegende Bedeutung beimißt und 
die nach ihrer Ansicht unverzüglich geprüft werden 
sollten. 

Außerdem müßten die betreffenden Mitglied- 
staaten schon jetzt die Verfahren einleiten, die er- 
forderlich sind, um soweit wie irgend möglich vor 
Ende 1960 sicherzustellen, daß der in Artikel 119 
des Vertrages erwähnte Grundsatz des gleichen 
Entgelts für Männer und Frauen bei gleicher Arbeit 
angewendet wird. 

Auf dem Gebiet der Handelspolitik schlägt die 
Kommission vor, die zwischen den Mitgliedstaaten 
und der Kommission getroffenen Koordinierungs- 
maßnahmen für die Handelsbesprechungen der Mit- 
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gliedstaaten mit dritten Ländern systematischer zu 
gestalten. Die Gleichartigkeit der Probleme, mit 
denen sich die Mitgliedstaaten auseinanderzusetzen 
haben, der große Schritt vorwärts bei der Inkraft- 
setzung der gemeinsamen Zollpolitik und schließlich 
das bereits empfundene Bedürfnis, die Behandlung 
aller bedeutenden Fragen zu koordinieren, zwingen 
auf dem Sondergebiet der Handelsbesprechungen zu 
tatkräftigen Bemühungen um eine weitere An- 
näherung. 

Sie regt andererseits an, daß die Regierungen der 
Mitgliedstaaten in Zusammenarbeit mit der Kom- 
mission die Vereinheitlichung ihrer Liberalisierungs- 
maßnahmen für die einzelnen Waren beschleunigen, 
da die jüngste Entwicklung gezeigt hat, daß eine 
weitaus stärkere Abstimmung des Vorgehens der 
Mitgliedstaaten auf diesem Gebiete möglich und zu- 
gleidi notwendig ist. 

Sie vertritt schließlich die Auffassung, daß sidi 
die Mitgliedstaaten in den Fällen, in denen ein an- 
erkanntes Interesse vorliegt oder schwerwiegende 
Verkehrsverlagerungen zu befürchten sind, schon 
jetzt bereit erklären sollten, erste gemeinsame Ver- 
handlungen im Sinne von Artikel 113 des Vertrages 
einzuleiten. 

Auf dem Gebiete der Gemeinsamen Agrarpolitik 
hat die Kommission bereits ihre Vorschläge be- 
kanntgegeben, deren Verwirklichung noch vor Ab- 
schluß der Übergangszeit vorgesehen ist. Sie berei- 
tet zusätzliche Vorschläge vor, die einerseits weitere 
Erzeugnisse und andererseits die schrittweisen Um- 
gestaltungsmaßnahmen betreffen, die erforderlich 
sind, um ohne Störungen das Stadium der Gemein- 
samen Agrarpolitik zu erreichen. Die Kommission 
legt nämlich großen Wert darauf, daß die beschleu- 
nigte Schaffung der Zollunion, die vor allem den 
Industriesektor betrifft, soweit wie irgend möglich 
durch eine schnelle Einführung der Gemeinsamen 
Agrarpolitik ergänzt wird. 

Ebenfalls in Verbindung mit dieser beschleunig- 
ten Schaffung der Zollunion müssen die Maßnahmen 
nach Artikel 112 Absatz (1) Unterabsatz 1 betreffend 
die für die Ausfuhr nach dritten Ländern gewährten 
Beihilfen ebenfalls der neuen Zeitfolge der Durch- 
führung des Vertrages angepaßt werden. 

Was schließlich die Mittel anlangt, so hat die 
Kommission zwei Gebiete ausgewählt, auf denen sie 
eine weitgehende Harmonisierung der Vorschriften 
oder der Praxis der Mitgliedstaaten schon jetzt für 
erforderlich hält, weil sie hierin wichtige Voraus- 
setzungen für die praktische Verwirklichung des 


Gemeinsamen Marktes sieht. Sie schlägt den Mit- 
gliedstaaten vor: 

— innerhalb von zwei Jahren eine vollständige 
Koordinierung ihrer statistischen Systeme in 
Aussicht zu nehmen, da die Grundlagen für 
eine verläßliche Prüfung der Fragen auf Ge- 
meinschaftsebene allzu häufig fehlen; 

— unter ihrer Leitung die Beseitigung der mit 
Zollbestimmungen oder anderen Vorschriften 
(Pflanzenschutz, Gesundheitsschutz- und Norm- 
vorschriften usw.) zusammenhängenden Hin- 
dernisse für einen vollkommen freien Waren- 
verkehr zu untersuchen, damit sich der Güter- 
verkehr nach Wegfall der Zölle und Kon- 
tingente völlig unbehindert abwickeln kann. 
Diese Vorschläge müßten dem Rat innerhalb 
einer Frist von zwei Jahren vorgelegt werden. 
Die Untersuchung müßte alle Wirtschafts- 
zweige umfassen (Landwirtschaft, Lebensmittel- 
konserven, Investitionsgüter, pharmazeutische 
Industrie usw.), bei denen abweichende Vor- 
schriften zu Beschränkungen des Handels füh- 
ren. 

14. Die Kommission hat sich darum bemüht, ihre 
Vorschläge für eine beschleunigte Durchführung des 
Vertrages auf möglichst genau bestimmte Punkte zu 
beziehen und die Mitgliedstaaten zu bitten, ohne 
Zögern eine schnellere Zeitfolge für die Verwirk- 
lichung des Gemeinsamen Marktes vorzusehen. 
Selbstverständlich wäre es ebensogut möglich ge- 
wesen, andere Vorschläge zu machen und eine 
andere Darstellung der Probleme zu geben. Die 
Kommission glaubt jedoch, daß die von ihr gemach- 
ten Vorschläge den beiden Zielen entsprechen, die 
sich nach ihrer Ansicht unter den gegenwärtigen 
Umständen den Mitgliedstaaten stellen: nämlich die 
Ausnutzung einer günstigen Wirtschaftskonjunktur, 
um auf dem Wege zur Integration möglichst rasch 
voranzukommen und die Inangriffnahme möglichst 
vieler Arbeiten auf den Gebieten, auf denen die Be- 
schleunigung nicht mit Hilfe einer einfachen Ände- 
rung des im Vertrag festgelegten Zeitplanes erreicht 
werden kann. 

Die Erfahrung der beiden vergangenen Jahre läßt 
den Schluß zu: je schneller der Gemeinsame Markt 
verwirklicht wird, desto größer werden die Aussich- 
ten für seine Stärkung und die Wahrung seines 
Zusammenhalts sein und desto dynamischer und 
offener kann auch seine Politik gegenüber der 
Außenwelt gestaltet werden. 
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EUROPÄISCHE 

WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT 
Der Rat 


Vorläufige Ausgabe 
revidiert 


Beschluß der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft über die 
beschleunigte Verwirklichung der Vertragsziele 


Die im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft haben — • 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Empfehlung der Kommission — 
folgenden Beschluß gefaßt: 


I. 

Artikel 1 

1. Unbeschadet der Durchführung der Zollherab- 
setzungen nach Artikel 14 des Vertrags setzen die 
Mitgliedstaaten ab 1. Juli 1960 untereinander für 
jede Ware einen Zollsatz in Kraft, der um 30 Vo un- 
ter dem Ausgangszollsatz liegt. 

Die am 31. Dezember 1961 fällige Zollsenkung 
beläuft sich gemäß Artikel 14 des Vertrags auf min- 
destens 10 ‘^/o. Der Rat entscheidet vor dem 30. Juni 
1961, ob am 31. Dezember desselben Jahres in An- 
betracht der Wirtschaftskonjunktur eine zusätzliche 
Fierabsetzung um 10 Vo möglich ist. 

2. Die Mitgliedstaaten der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft werden spätestens am 31. De- 
zember 1960 die erste Angleichung an den Gemein- 
samen Zolltarif nach dem in Artikel 23 Absatz (1) a) 
und b) des Vertrags festgelegten Verfahren vor- 
nehmen. Der Berechnung wird der um 20 Vo ge- 
senkte Gemeinsame Zolltarif zugrunde gelegt, wo- 
bei die zur Anwendung kommenden Zollsätze je- 
doch nicht unter den betreffenden Zollsatz des Ge- 
meinsamen Zolltarifs gesenkt werden dürfen. 

3. Auf die Waren der Liste G findet das in Ab- 
satz (2) vorgesehene Verfahren Anwendung. Die 
Kommission kann jedoch auf Antrag des betreffen- 
den Mitgliedstaates beschließen, daß die Anglei- 
chung an den Gemeinsamen Tarif bei besonders 
empfindlichen Waren der Liste G auf der Grundlage 
der am 2. März 1960 festgesetzten Zölle erfolgt. 


Artikel 2 

1. Unbeschadet der Durchführung der Zollherab- 
setzungen nach Artikel 14 des Vertrags haben die 
Mitgliedstaaten die erforderlichen Vorkehrungen zu 
treffen, um die Durchführung der in Artikel 1 Ab- 
satz (1) Unterabsatz 1 und Absatz (2) und (3) ge- 
nannten Maßnahmen spätestens am 31. Dezember 
1960 zu gewährleisten. 

2. In der Bundesrepublik Deutschland darf die An- 
gleichung an den Gemeinsamen Zolltarif nach Arti- 
kel 23 des Vertrags am 31. Dezember 1960 eine Auf« 
hebung der bei einigen Zöllen erfolgten konjunk- 
turpolitischen Senkungen um nur 50 Vo umfassen. 

Artikel 3 

1. Die dritten Ländern gegenüber eingeräumten 
verschiedenen Zollherabsetzungen sind vorläufiger 
Art. 

2. Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft erklärt 
sich bereit, mit den in Frage kommenden Staaten 
im einzelnen zu erörtern, inwieweit ihr Gegenseitig- 
keit eingeräumt werden könnte. 

3. Die Mitgliedstaaten können die nationalen Zoll- 
senkungen in den Grenzen des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs erga omnes ausdehnen, und zwar unter Be- 
rücksichtigung der Gegenseitigkeit, die von den 
dritten Staaten gewährt wird. Die bereits vorge- 
nommenen Ausdehnungen erga omnes sind eben- 
falls zu berücksichtigen. 

4. Bei den für Anfang 1961 vorgesehenen Zollver- 
handlungen im Rahmen des GATT wird die völlige 
oder teilweise Konsolidierung der bei der Errech- 
nung der Angleichung an den Gemeinsamen Zoll- 
tarif zugrunde gelegten Senkung von 20 °/o vorge- 
nommen. 

Artikel 4 

Unbeschadet der Bestimmungen des Vertrags be- 
seitigen die Mitgliedstaaten so bald wie möglich im 
Rahmen der Verpflichtungen des Allgemeinen Zoll- 
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und Handelsabkommens und unter Berücksichtigung 
der einschlägigen Empfehlungen des Internationalen 
Währungsfonds die mengenmäßigen Einfuhrbe- 
schränkungen für die Industrieerzeugnisse. 

Auf jeden Fall beseitigt jeder Mitgliedstaat am 
31. Dezember 1961 alle mengenmäßigen Einfuhr- 
beschränkungen für Industrieerzeugnisse der übri- 
gen Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft. 


II. 

Landwirtschaft 

Artikel 5 

1. Die im Vertrag vorgesehenen Maßnahmen, deren 
Durchführung bisher aufgeschoben worden ist, sind 
bis zum 31. Dezember 1960 in Kraft zu setzen. 

2. Die Vorbei eitung der gemeinsamen Agrarpolitik 
erfolgt nach Maßgabe des Artikels 38 Absatz (4) des 
Vertrags, und zwar im Hinblick auf deren beschleu- 
nigte Durchführung. 

3. Die Bestimmungen der Artikel 6 und 7 finden 
unbeschadet der Maßnahmen, die sich aus der Durch- 
führung des Vertrags auf dem Gebiet der Landwirt- 
schaft ergeben, am 1. Januar 1961 unter Berücksich- 
tigung nachstehender Modalitäten Anwendung. 

4. Der Rat wird bis zum 31. Dezember 1960 in einer 
oder in mehreren Tagungen über die im Artikel 43 
Absatz (2) des Vertrags genannten Vorschläge für 
die gemeinsame Agrarpolitik beraten, insbesondere 
um auf der Ebene der Gemeinschaft eine erste 
Lösung für die Schwierigkeiten zu finden, die sich 
aus unterschiedlichen Wettbewerbsbedingungen auf 
dem Gebiet der Landwirtschaft und Ernährung er- 
geben, deren Ursache in der verschiedenartigen all- 
gemeinen Agrarpolitik liegt. 

Der Rat legt zu diesem Zweck den nachstehenden 
Zeitplan für die Arbeiten in bezug auf die gemein- 
same Agrarpolitik fest: 

— Vorlage der endgültigen Vorschläge der Kom- 
mission bis zum 30. Juni; 

— erste allgemeine Aussprache im Rat bis zum 
31. Juli; 

— nach dieser allgemeinen Aussprache sofortige 
Einsetzung eines besonderen Ausschusses durch 
den Rat zur Vorbereitung seiner Beschlüsse; 

— ■ erster Bericht des besonderen Ausschusses an 
den Rat bis zum 15. Oktober. 

5. Der Rat stellt bis zum 31. Dezember 1960 fest, 
welche Fortschritte in bezug auf die in Absatz (4) 
Unterabsatz 1 genannten Punkte erzielt worden sind. 

Unter Zugrundelegung dieser Feststellung legt 
die Kommission, soweit erfoiderlich, geeignete Vor- 
schläge zur Durchführung oder zur etwaigen Revi- 
sion der in Absatz (3) genannten Maßnahmen vor. 


Diese Vorschläge, die gemäß Artikel 149 des Ver- 
trags einstimmig geändert werden können, werden 
vom Rat mit der in Artikel 148 Absatz (2) Unter- 
absatz 2 (erste Alternative) genannten qualifizierten 
Mehrheit angenommen. 

Artikel 6 

1, Hinsichtlich der nicht liberalisierten Agrarerzeug- 
nisse beläuft sich die zusätzliche Senkung auf 5 ®/o, 
und zwar in der Weise, daß die in Artikel 1 Ab- 
satz (1) vorgesehene Senkung der zwischen den 
Mitgliedstaaten geltenden Zölle im Verhältnis zu 
den Ausgangszollsätzen 25 ®/o beträgt. 

2. Die in Artikel 1 Absatz (2) vorgesehenen Maß- 
nahmen bezüglich der Annäherung an den Gemein- 
samen Zolltarif gelten nicht für Agrarerzeugnisse, 
da für diese eine gemeinsame Politik vorgesehen ist. 

Artikel 7 

1. Die gemäß Artikel 33 Absatz (1) des Vertrags 
eröffneten Globalkontingente werden bis zum Ende 
der ersten Stufe jährlich um 20 ‘’/o gegenüber dem 
Vorjahr aufgestockt. 

2. Alle gemäß Artikel 33 Absatz (2) des Vertrags 
eröffneten Globalkontingente werden für das Jahr 
1961 auf 5,2 ®/o der inländischen Erzeugung fest- 
gesetzt. 

3. Für die Erzeugnisse, auf welche die in Absatz (1) 
und (2) genannten Bestimmungen keine Anwendung 
finden, und die Erzeugnisse, für die ein langfristiger 
Vertrag oder ein langfristiges Abkommen noch nicht 
vorliegen, müssen die Mitgliedstaaten Gesamtein- 
fuhrmöglichkeiten gewähren, die der durchschnitt- 
lichen Einfuhr der letzten drei Jahre vor Inkraft- 
treten des Vertrags zuzüglich eines Jahressatzes von 
jeweils 10% für die Jahre 1959, 1960 und den wei- 
teren Zeitraum bis zum Ende der ersten Stufe ent- 
sprechen. 

4. Die in den Absätzen (1), (2) und (3) genannten 
Maßnahmen gelten nicht mehr, wenn die Mitglied- 
staaten vorbereitende Maßnahmen zur Einführung 
der gemeinsamen Agrarpolitik treffen, welche die 
gegenseitige Abschaffung der mengenmäßigen Be- 
schränkungen und der Zölle umfassen. 

III. 

Artikel 8 

Dieser Beschluß, der in das Protokoll über die 
Ratstagung aufgenommen wird, ist im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften zu veröffentlichen. 

Die Regierungen der Mitgliedstaaten teilen dem 
Generalsekretär des Rates innerhalb eines Monats 
mit, ob auf Grund ihrer innerstaatlichen Rechtsvor- 
schriften zur Durchführung dieses Beschlusses be- 
sondere Verfahren erforderlich sind; sie unterrich- 
ten ihn gegebenenfalls unverzüglich über den 
Abschluß dieser Verfahren. 

Geschehen zu Brüssel am 12. Mai 1960 
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Anlage (zum Beschleunigungsbeschluß) 


Auf derselben Tagung haben die im Rat ver- 
einigten Mitgliedstaaten der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft folgende Absichtserklärungen 
angenommen: 

Absichtserklärung über die interne Beschleunigung 

Der Rat bestätigt seine Absicht, die Beschleuni- 
gung der Zeitfolge des Vertrags möglichst rasch 
durchzuführen, und zwar nicht nur auf dem Gebiet 
der Zollunion, sondern gleichzeitig auch in allen Be- 
reichen der wirtschaftlichen Integration. 

Er bekräftigte vor allem seinen Willen, die Durch- 
führung der sozialen Maßnahmen zu beschleunigen, 
die insbesondere die Berufsausbildung der Arbeit- 
nehmer, ihre Freizügigkeit und die Anwendung der 
Regelungen für die soziale Sicherheit auf die am 
unmittelbarsten betroffenen Arbeitnehmer gruppen 
sowie die gleichen Löhne für Männer und Frauen 
betreffen. 

Er weist erneut auf seine Absicht hin, auf dem 
Gebiet des Wettbewerbs, des Verkehrs und des Nie- 
derlassungsrechts eine Politik zu verfolgen, die mit 
dem Entwicklungstempo auf den anderen Gebieten 
des Gemeinsamen Marktes Schritt hält. 

Er richtet sein besonderes Augenmerk auf die 
wirtschaftliche Entwicklung der assoziierten über- 
seeischen Länder und Hoheitsgebiete und trägt da- 
für Sorge, daß die erforderlidien Maßnahmen ge- 
troffen werden, damit ihnen die Vorteile der Assozi- 
ierung voll und ganz zugute kommen können. 

Er bittet die Kommission, ihm auf diesen verschie- 
denen Gebieten innerhalb von drei Monaten kon- 
krete Vorschläge zu unterbreiten. 

Absichtserklärung über die Außenbeziehungen 

Es liegt im Sinne und in den Absichten der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, unter Berücksich- 


tigung der Erfordernisse ihrer internen Entwicklung 
gegenüber den dritten Ländern und insbesondere 
den übrigen europäischen Ländern eine liberale 
Politik zu führen, die deren Besorgnissen Rechnung 
trägt. Der Rat bekräftigt in diesem Zusammenhang 
seine im Beschluß vom 24. November 1959 geäußer- 
ten Absichten. 

Die Gemeinschaft ist bereit, Verhandlungen mit 
allen Staaten oder Gruppen von Mitgliedstaaten 
des Ausschusses für Handelsfragen aktiv weiterzu- 
führen. 

ln diesem Rahmen müßten die Verhandlungen, 
die insbesondere mit den Mitgliedsländern der Euro- 
päischen Freihandelsassoziation einzuleiten sind, 
vorzugsweise entsprechend dem Allgemeinen Zoll- 
und Handelsabkommen auf die Aufrechterhaltung 
des herkömmlichen Handels zwischen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und den Ländern 
der Europäischen Freihandelsassoziation und wenn 
möglich auf eine Ausweitung dieses Handels ge- 
richtet sein. 

Eine derartige Zusammenarbeit im Hinblick auf 
einen gegenseitigen Abbau der Handelshemmnisse 
ist mit Rücksicht auf die Grundsätze des Allgemei- 
nen Zoll- und Handelsabkommens anzustreben. Sie 
kann — insbesondere auf dem Zollgebiet — auf 
einer Grundlage angestrebt werden, welche die Bil- 
dung der Zollunion, auf die sich die Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft gründet, nicht in Frage 
stellt. 

Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft weist er- 
neut auf ihren Beschluß vom 24. November 1959 hin, 
in dem sie die Einsetzung eines Kontaktausschusses 
vorgeschlagen hat, der es gestattet, die Entwicklung 
der Handelsströme zu beobachten und die ge- 
eigneten Mittel zur Behebung der etwa auftretenden 
Schwierigkeiten aufzufinden. Der Ausschuß für Han- 
delsfragen ist mit dieser Frage befaßt. 
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Lfd. 

Nr. 

Tarif- 

nummer 

Warenbezeichnung 

Binnen-Zollsatz 
o/o des Wertes 

gekürzt am 1.7.1960 


(aus 02.01) 

III - von Schweinen: 





a - von Hausschweinen 

12 

12,5 



IV - anderes: 





b - anderes 

15 

16 



B - Schlachtabfall: 





II - von Rindern oder Schweinen: 





a - Lebern 

3,5 

4 



b - anderer 

7,5 

8 



III - anderer: 





a- von Schafen 

15 

16 

5 

aus 02,05 

Schweinespeck sowie Schweinefett und Geflügelfett, 
weder ausgepreßt noch ausgeschmolzen, frisch, 
gekühlt, gefroren, gesalzen, in Salzlake, getrocknet 
oder geräuchert, ausgenommen Schweinespeck mit 
mageren Teilen (durchwachsener Schweinespeck): 





A - Schweinespeck: 





I - frisch, gekühlt, gefroren oder nur gesalzen 

7,5 

8 



II - anderer 

15,5 

16,5 



B - Schweinefett 





I - frisch, gekühlt oder gefroren 

13,5 

14 



II - anderes 

15,5 

16,5 

6 

aus 02.06 

Fleisch und genießbarer Schlachtabfall aller Art 
(ausgenommen Geflügellebern), gesalzen, in Salz- 
lake, getrocknet oder geräuchert: 





B - von Schweinen: 





I - Fleisch: 





a - durchwachsener Schweinespeck, nur ge- 
salzen 

15,5 

16,5 



b - anderes: 





1 - von Hausschweinen 

19,5 

20,5 



II - genießbarer Schl acht ab fall: 





a - Zungen, Lebern, Herzen, Nieren, 
Zwerchfelle, Milzen, Lungen und Luft- 
röhren; 





1 - von Hausschweinen 

15 

16 



b - anderer: 





1 - von Hausschweinen 

19,5 

20,5 



C - von anderen Tieren: 





I - Fleisch: 





a - von Rindern oder Schafen 

16,5 

17,5 



II - genießbarer Schlachtabfall: 

i 




a - Zungen, Lebern, Herzen, Nieren, 

Zwerchfelle, Milzen, Lungen und Luft- 
röhren von Rindern 

i 

! 

15 ! 

16 



b - anderer: 



[ i 

1 - von Rindern oder Schafen .... 

16,5 

17,5 
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Lfd. 

Nr. 

Tarif- 

nummer 

Warenbezeichnung 

Binnen-Zollsatz 
^/o des Wertes ' 

gekürzt am 1.7.1960 

! 

7 

i 

1 

aus 03.01 

Fische, frisch (lebend oder nicht lebend, gekühlt 
oder gefroren): 

1 

1 


i 

! 


A- Süßwasserfische; 



1 


II - andere: 





b - Karpfen: 



i 

1 

1 - frisch oder gekühlt: 

a - vom 1. Januar bis 31. August . . 

b - vom 1. September bis 31. Dezem- 
ber 

7,5 

,11 

8 

12 

8 

04.01 

Milch und Rahm, frisch, weder eingedickt noch 
gezuckert 

j 

18,5 

20 

9 

04.02 

Milch und Rahm, haltbar gemacht, eingedickt oder 
gezuckert: 





A- nicht gezuckert: 



i 

i 

I - fest 

15 

16 

j 

1 

II - andere 

22,5 

24 



B- gezuckert: 

1 


i 

i 

I - fest . ' 

15 

16 


, 

II - andere 

' 22,5 

! 

24 

10 

04.03 

Butter 

i 18,5 

20 

11 

aus 05.15 

Waren tierischen Ursprungs, anderweit weder 
genannt noch inbegriffen? nicht lebende Tiere des 
Kapitels 1 oder 3, ungenießbar: 

, 

. 



A - Kleinfische bis zu 6 cm Länge und Garnelen, 
getrocknet 

15 

1 

1 

16 

12 

aus 06.02 

Andere lebende Pflanzen und Wurzeln, einschließ- 
lich Stecklinge und Edelreiser: 


t 



C- andere: 


1 

i 

j 



IV - Azaleen: 


i 



b - mit Blüten oder Blütenknospen . . . 

15 

16 

13 

aus 06.03 

Blüten und Blütenknospen, geschnitten, zu Binde- 
oder Zierzwecken, frisch, getrocknet, gebleicht, 
gefärbt, imprägniert oder anders bearbeitet: 


1 

] 

1 



1 A - frisch: 

i 

! 



1 I- vom 1. Juni bis 31. Oktober 

22,5 

i 24 



1 II- vom 1. November bis 31. Mai: 


! 



a - vom 1. November bis letzten Februar . 

7,5 

i 

i 8 



i b - vom 1. März bis 31. Mai 

15 

! 16 


21 
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14 

aus 07.01 

Gemüse und Küchenkräuter, frisch oder gekühlt: 





A - Kartoffeln: 





I - Saatkartoffeln: 





a - als Saatgut anerkannte Erstlinge der 





Klassen A und B, einschließlich ihrer 
Unterklassen E und AB, mit Zeugnissen 
nach näherer Anordnung der Bundes- 
regierung 

7,5 

8 



b - andere: 





1 - vom 1. Juni bis 31. Juli 

22,5 

24 



2 - vom 1. August bis 31. Mai .... 

15 

16 



II - Frühkartoffeln: 





a - vom 1. Januar bis 15. Mai 

7,5 

8 



b - vom 16. Mai bis 30. Juni: 





1 - vom 16. Mai bis 31. Mai 

15 

16 



2 - vom 1 . Juni bis 30. Juni 

22,5 

24 



III - andere: 





b - andere: 





1 - vom 1. Juni bis 31. Juli 

22,5 

24 



2- vom 1. August bis 31. Mai .... 

15 

16 



B - Kohl: 





I- Blumenkohl: 





a- vom 15. April bis 30. November: 





1 - vom 15. April bis 30. April .... 

3,5 

4 



2- vom 1. Mai bis 15. November . . . 

18,5 

20 


1 


mindestens 

mindestens 




für 100 kg 

für 100 kg 




9 — DM 

9,60 DM 



3 - vom 16. November bis 30. November 

7,5 

8 




mindestens 

mindestens 




für 100 kg 

für 100 kg 




1,85 DM 

2,— DM 



b - vom 1. Dezember bis 14. April .... 

3,5 

4 



D - Salate, einschließlich Endivie und Chicorde: 





I - Kopfsalat: 





a - vom 1, April bis 30. November: 





1 - vom 1. April bis 15. April .... 

11 

12 




mindestens 

mindestens 




für 100 kg 

für 100 kg 




2,20 DM 

2,40 DM 



2 - vom 16. April bis 30. November . . 

22,5 

24 



mindestens 

mindestens 




für 100 kg 

für 100 kg 




9,— DM 

9,60 DM 



b - vom 1. Dezember bis 31. März .... 

11 

12 




mindestens 

mindestens 




für 100 kg 

für 100 kg 

1 


2,20 DM 

2,40 DM 


22 
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(aus 07.01) 

II - andere: 





a - Endivie : 





1 - vom 1. Januar bis 30. April .... 

7,5 

8 



2- vom 1. Mai bis 31. Juli 

11 

12 



3 - vom 1. August bis 31. Dezember . . 

15 

16 



F - Hülsengemüse, auch ausgelöst: 





II - Bohnen (Phaseolus-Arten), 
nicht ausgelöst: 





a - vom 1. Oktober bis 30. Juni 

7,5 

mindestens 
für 100 kg 
2,20 DM 

8 

mindestens 
für 100 kg 
2,40 DM 



b - vom 1. Juli bis 30. September . . . 

18,5 

mindestens 
für 100 kg 
3,70 DM 

20 

mindestens 
für 100 kg 
4,— DM 



III - andere 

18,5 

20 



i M- Tomaten: 





' I- vom 1. November bis 14. Mai 

3,5 

4 



II- vom 15. Mai bis 31. Oktober: 





a - vom 15. Mai bis 31. Mai 

3,5 

4 



b - vom 1. Juni bis 30. Juni 

9 

9,5 



c - vom 1. Juli bis 20. Juli > 

9 

9,5 



d - vom 21. Juli bis 10. August 

16,5 

mindestens 
für 100 kg 
3,— DM 

17,5 

mindestens 
für 100 kg 
3,20 DM 



e - vom 11. August bis 31. Oktober . . . 

16,5 

mindestens 
für 100 kg 
4,50 DM 

17,5 

mindestens 
für 100 kg 
4,80 DM 



O - Gurken und Cornichons: 

j 




I- Gurken, vom 16. Mai bis 31. Oktober in 
der Sortierung je 1 kg: 





a - von 40 Stück oder mehr 

7,5 

mindestens 
für 100 kg 
3,— DM 

8 

mindestens 
für 100 kg 
3,20 DM 


i 

1 

b - von 7 bis 39 Stück 

11 

mindestens 
für 100 kg 
3,— DM 

12 

mindestens 
für 100 kg 
3,20 DM 


23 
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c - bis 6 Stück: 





1 - vom 16. Mai bis 30. Juni 

18,5 

mindestens 
für 100 kg 

6 — DM 

20 

mindestens 
für 100 kg 
6,40 DM 



2 - vom 1. Juli bis 31. Oktober .... 

22,5 

mindestens 
für 100 kg 
3,— DM 

24 

mindestens 
für 100 kg 
3,20 DM 



II - andere: 





a - Cornichons, vom 16. Mai bis 31. Oktober 

7,5 

mindestens 
für 100 kg 
3,— DM 

8 

mindestens 
für 100 kg 
3,20 DM 



b - Gurken und Cornichons: 





1 - vom 1. November bis 15. April . . 

7,5 

8 



2 - vom 16. April bis 15. Mai .... 

18,5 

20 

15 

07.02 

Gemüse und Küchenkräuter, gekocht oder nicht, 
gefroren 

22,5 

24 

16 

aus 07.05 

Trockene ausgelöste Hülsenfrüchte, auch geschält 
oder zerkleinert: 





A - Erbsen, einschließlich Kichererbsen, und Bohnen 
(Phaseolus-Arten) : 


1 



I - in unmittelbaren Umschließungen mit einem 
Gewicht des Inhalts von 1 kg oder weniger: 





a - Bohnen 

18,5 

' 20 



b - Kichererbsen 

18,5 

20 



c - andere Erbsen: 





1 - ungeschält 

18,5 

20 



II - andere: 





a - Bohnen 

7,5 

8 



c - andere Erbsen: 





1 - ungeschält 

7,5 

8 



B - andere: 

j 




I - in unmittelbaren Umschließungen mit einem i 
Gewicht des Inhalts von 1 kg oder weniger: 

1 




a - Bohnen der Art Vicia faba ! 

1 

18,5 

20 

1 


II- andere; 



1 

1 


a - Bohnen der Art Vicia faba i 

3,5 

4 

24 


- 
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17 

aus 08.06 

Äpfel, Birnen und Quitten, frisch: 





A- Äpfel; 





II- andere: 





a - vom 1. August bis 31. Dezember: 




i 

1 

1 - vom 1. August bis 15. August . . . 

5 

mindestens 
für 100 kg 
1,50 DM 

5,5 

mindestens 
für 100 kg 
1,60 DM 


I 

i 

j 

2 -vom 16. August bis 30. November . 

18,5 

für 100 kg 
Rohgewicht 
mindestens 
4,50 DM 
und 

höchstens 
6,— DM 

20 

für 100 kg 
Rohgewicht 
mindestens 
4,80 DM 
und 

höchstens 
6,40 DM 




Zollsatz 
für 100 kg 

Zollsatz 
für 100 kg 



3 - vom 1. Dezember bis 31. Dezember . 

4,50 DM 

4,80 DM 



b - vom 1. Januar bis 31. März: 





1 - vom 1. Januar bis 15. März .... 

4,50 DM 

4,80 DM 




Zollsatz 
®/o des Wert es 

Zollsatz 

Vo desWertes 



2 -vom 16. März bis 31. März .... 

7.5 

mindestens 
für 100 kg 
2,20 DM 

8 

mindestens 
für 100 kg 
2,40 DM 



c - vom 1. April bis 31. Juli; 





1 - vom 1. April bis 30. April .... 

7.5 

mindestens 
für 100 kg 
2,20 DM 

8 

mindestens 
für 100 kg 
2,40 DM 



2 - vom 1. Mai bis 31. Juli 

5 

mindestens 
für 100 kg 
1,50 DM 

5,5 

mindestens 
für 100 kg 
1,60 DM 



B - Birnen: i 





I- vom 1. August bis 31. Dezember: 





b - andere 

15 

mindestens 
für 100 kg 
4,50 DM 

16 

mindestens 
für 100 kg 
4,80 DM 



II- vom 1. Januar bis 31. Juli: i 

1 



1 


b - andere 

7,5 

mindestens 
für 100 kg 
2,20 DM 

8 

mindestens 
für 100 kg 
2,40 DM 


25 
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18 

08.10 

Früchte, gekocht oder nicht, gefroren, ohne Zusatz 
von Zucker 

22,5 

24 

19 

aus 10.06 

Reis: 





A - in der Strohhülse oder als nur enthülste Kör- 





ner: 





I - in der Strohhülse 

3,5 

4 



B - geschliffen, auch poliert oder glasiert .... 

11 

12 



C - Bruchreis: 





II - anderer: 





b - geschliffen, auch poliert oder glasiert . 

11 

12 

20 

11.01 

Mehl von Getreide: 





A - von Weizen oder Spelz 

9,5 

10 



B - von Mengkorn 

9,5 

10 



C - von Roggen, Gerste oder Hafer: 





I - von Roggen 

11 

12 



II - von Gerste oder Hafer 

9 

9,5 



D - von Reis 

22,5 

24 



E- von anderem Getreide: 





I - von Mais 

9 

9,5 



II - von anderem Getreide 

15 

16 

21 

11.02 

Grobgrieß und Feingrieß; Getreidekömer, geschält, 
geschliffen, perlförmig geschliffen, geschrotet oder 
gequetscht (einschließlich Flocken), ausgenommen 
enthülster, geschliffener oder glasierter Reis und 
Bruchreis; Getreidekeime, auch gemahlen: 





A - Grobgrieß und Feingrieß; Getreidekörner, ge- 
schält, geschliffen, perlförmig geschliffen, ge- 
schrotet oder gequetscht: 





I - von Weizen 

11 

12 



II - von Roggen 

III - von anderem Getreide: 

11 

12 



a - Gerstenflocken und Haferflocken . . . 

11 

12 



b - andere 

11 

12 



B - Getreidekeime, auch gemahlen 

11 

12 

22 

11.05 

Mehl, Grieß und Flocken von Kartoffeln 

22,5 

24 

23 

aus 11.08 

Stärke; Inulin: 





A- Stärke: 





I - von Mais 

18,5 

20 



IV - andere: 





! a - von Getreide 

18,5 

20 


26 
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24 

aus 12.03 

Samen, Sporen und Früchte zur Aussaat: 

1 




A - Samen von Rüben, ausgenommen von Kohl- 
rüben 

18,5 

20 



B- andere: 





I - Samen von Kohlrüben: 




i 

j 

a - Samen von Kohlrüben, ausgenommen 
in unmittelbaren Umschließungen mit 
einem Gewicht des Inhalts von 50 g 
oder weniger und Einzelsendungen mit 
einem Gewicht des Inhalts der Sendung 
' von weniger als 25 kg 

15 

16 



b - andere 

18,5 

20 



II - Samen von Klee, von Gräsern und von an- 
deren Futterpflanzen, ausgenommen Samen 
von Wicken (Abs. V) und von Lupinen 
(aus Abs. VI): 





b - Samen von Gräsern: 





1 - von Weidelgras (Lolium perenne, 
Lolium multiflorum), Rotschwingel 
(Festuca rubra), Wiesen-Lieschgras 
[Timothe] (Phleum pratense), Wie- 
sen-Schwingel (Festuca pratensis) . 

7,5 

8 

25 

aus 12.04 

Zuckerrüben, auch Schnitzel, frisch, getrocknet oder 
gemahlen; Zuckerrohr: 





A - Zuckerrüben: 





II - andere 

7.5 

8 

26 

15.01 

Schweineschmalz; Geflügelfett, ausgepreßt oder 
ausgeschmolzen: 





A - Schweineschmalz: 





II - anderes 

13,5 

14 



Anmerkungen 





1. Schweineschmalz (Abs. All) zum Umschmelzen in 
Schmalzsiedereien unter Zollsicherung 

7,5 

8 

27 

15.02 

Talg von Rindern, Schafen oder Ziegen, roh oder 
aus ge schmolzen, einschließlich Premier Jus: 





B - andere: 





II - ausgeschmolzen 

9 

9,5 

28 

15.03 

Schmalzstearin; Oleostearin; Schmalzöl, Oleomarga- 
rin und Talgöl, weder emulgiert, vermischt noch 
anders verarbeitet: 





A - Schmalzstearin und Oleostearin: 





II - andere 


12 



B - andere 

11 

12 


27 
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29 


aus 15.07 


Fette pflanzliche öle, flüssig oder fest, roh, gerei- 
nigt oder raffiniert: 


A - Holzöl (Chinaöl, Tungöl, Abrasinöl, Elaeococca- 
öl), Oitioicaöl, Myrtenwachs und Japanwachs: 

II- Myrtenwachs und Japanwachs: 
b - anderes (als roh) : 

1 - Myrtenwachs 


7,5 


8 


B - andere öle: 

II - andere (zu anderen als technischen Zwek- 
ken): 

a - Olivenöl: 

1 - in unmittelbaren Umschließungen 

mit einem Gewicht des Inhalt von 
20 kg oder weniger 

2 - in anderen Aufmachungen: 

b - anderes 

b - Palmöl: 

2 - anderes (als roh) 

c - andere: 

1 - fest, in unmittelbaren Umschließun- 

gen mit einem Gewicht des Inhalts 
von 1 kg oder weniger 

2 - fest, in anderen Aufmachungen; flüs- 

sig: 

b - andere: 

1 - Leinöl 

2 - andere 


Anmerkungen 

1. Palmöl, fest, in unmittelbaren Umschließungen mit 
einem Gewicht des Inhalts von 1 kg oder weniger 


5 

5 

7,5 


18,5 


9 

7,5 

18,5 


5,5 

5,5 

8 


20 


9,5 

8 


20 


30 


aus 15.12 


Tierische und pflanzliche Fette und öle, gehärtet, 
auch raffiniert, jedoch nicht weiter verarbeitet; 

A - in unmittelbaren Umschließungen mit einem 
Gewicht des Inhalts von 1 kg oder weniger . . 


31 


B - in anderer Aufmachung: 

I - ohne weitere Bearbeitung genießbar 


15.13 


Margarine, Kunstspeisefett und andere genießbare 
verarbeitete Fette 


18,5 

11 


18,5 


20 


12 


20 


32 


16.01 


Würste und dergleichen, aus Fleisch, aus Schlacht- 
abfall oder aus Tierblut: 


A - aus Lebern . 
B - andere . . 


12 

12 


12,5 

12,5 


28 
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33 

aus 16.02 

Fleisch und Schlachtabfall, anders zubereitet oder 
haltbar gemacht: 


i 



A - Lebern: 





II- andere (als von Gänsen oder Enten): 





a - nur gekocht 

9,5 

10 



b - andere 

12 

12,5 



B - andere: 





II - andere (als von Wild, Geflügel oder Kanin- 
chen) : 





b - andere (als Teigtaschen und Teigringe) , 

12 

12,5 

34 

aus 16.03 

Fleischextrakte und Fleischsäfte, in unmittelbaren 
Umschließungen mit einem Gewicht des Inhalts: 





B - von mehr als 1 kg, jedoch weniger als 20 kg: 





II - andere 

22,5 

24 



C - von 1 kg oder weniger 

22,5 

24 

35 

aus 17.02 

Andere Zucker; Sirupe; Kunsthonig, auch mit natür- 
lichem Honig vermischt; Zucker und Melassen, 
karamelisiert: 





D - andere Zucker und Sirupe: 





I - Säfte und Abläufe aus der Rüben- und 
Rohrzuckergewinnung sowie Rüben- und 
Rohrzuckersirup 

22,5 

24 



II - Invertzucker aus Zuckerrüben, Zuckerrohr 
oder Melasse sowie Sirupe daraus, soweit 
sie einen Reinheitsgehalt über 70 Grad 
haben 

22,5 

24 



E - Kunsthonig 

22,5 

24 

36 

aus 17.03 

Melassen, auch entfärbt: 





A - entfärbt 

15 

16 



B - andere: 





I - zum Herstellen von melassiertem Futter . 

15 

16 



II - Rohrzuckermelassen mit einem Saccharose- 
gehalt des wasserfreien Stoffes von weniger 
als 63 Gewichtshundertteilen, zum Herstel- 
len von Kaffeemitteln 

15 

16 



IV - andere 

15 

16 

37 

aus 17.05 

Zucker, Sirupe und Melassen, aromatisiert oder ge- 
färbt (einschließlich Vanille- und Vanillinzucker), 
ausgenommen Fruchtsäfte mit beliebigem Zusatz 
von Zucker: 





A - Sirupe, aromatisiert oder gefärbt: 





1 

I - mit einem Reinheitsgehalt über 70 Grad . | 

26 

28 


29 
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B - andere: 





I - Vanillinzucker 

26 

28 



II - andere; 





a - mit einem Reinheitsgehalt über 70 Grad 

26 

28 

38 

aus 20.01 

Gemüse, Küchenkräuter und Früchte, mit Essig zu- 
bereitet oder haltbar gemacht, auch mit Zusatz von 
Salz, Gewürzen, Senf oder Zucker: 





B - andere 

22,5 

24 

39 

aus 20.02 

Gemüse und Küchenkräuter, ohne Essig zubereitet 
oder haltbar gemacht: 





E - Sauerkraut: 





' II - in anderen Umschließungen 

22,5 

24 



G - andere Gemüse und Küchenkräuter: 





I - Zubereitungen aus verschiedenen Gemüsen 
(z. B. Artischocken, Blumenkohl, Karotten, 
Pilzen, Gurken und Oliven) und Fischen 
(z. B. Makrelen, Sardinen oder Thunfisch), 
mit Zusatz von öl oder Soßen: 





b - in anderen Umschließungen 

15 

16 



II - andere: 





b - in anderen Umschließungen: 





2 - andere (als Artischocken) . . . . 

22,5 

24 

40 

20.03 

Früchte, gefroren, mit Zusatz von Zucker .... 

26 

28 

41 

aus 20.04 

Früchte, Fruchtschalen, Pflanzen und Pflanzenteile, 
mit Zucker haltbar gemacht (durchtränkt und ab- 
getropft, glasiert oder kandiert): 





D - andere 

22,5 

24 

42 

aus 20.05 

Konfitüren, Marmeladen, Fruchtgelees, Fruchtpasten 
und Fruchtmuse, durch Kochen hergestellt, auch mit 
Zusatz von Zucker: 





A - Apfelmus 

22,5 

24 



C- andere: 





II- mit Zusatz von Zucker oder Sirup: 





b - andere 

22,5 

24 

43 

aus 20.06 

Früchte, in anderer Weise zubereitet oder haltbar 
gemacht, auch mit Zusatz von Zucker oder Alkohol: 





A - Schalenfrüchte und Erdnüsse, geröstet, in un- 
mittelbaren Umschließungen mit einem Gewicht 
des Inhalts: 





I - von mehr als 1 kg: 





a - von weniger als 5 kg 

18,5 

20 



II - von 1 kg oder weniger 

18,5 

20 


30 
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I - mit Zusatz von Alkohol, auch mit Zusatz 
von Zucker: 


a - in unmittelbaren Umschließungen mit 
einem Gewicht des Inhalts von weniger 
als 5 kg: 

2 - andere 


22,5 


24 


II - ohne Zusatz von Alkohol, mit Zusatz von 

Zucker, in unmittelbaren Umschließungen 
mit einem Gewicht des Inhalts: 

a - von mehr als 1 kg: 

2 - andere: 

a - von weniger als 5 kg 

b - von 1 kg oder weniger: 

2 - andere 

III - in anderer Weise zubereitet oder haltbar 

gemacht, in unmittelbaren Umschließungen 
mit einem Gewicht des Inhalts: 

b - von weniger als 5 kg: 

2 - andere 


22,5 

22,5 


26 


24 

24 


28 


44 


aus 20.07 


Fruchtsäfte (einschließlich Traubensaft) und Ge- 
müsesäfte, nicht gegoren, ohne Zusatz von Alkohol, 
auch mit Zusatz von Zucker: 

A - mit einer Dichte bei 15° C von mehr als 1,33: 

II - andere: 

a - ohne Zusatz von Zucker: 

2 - Fruchtsäfte, chemisch konserviert: 

a - aus Äpfeln oder Birnen, auch mit- 
einander vermischt 

3- andere Fruchtsäfte: 

g - aus anderen Früchten, einschließ- 
lich vorstehend nicht genannter 
Gemische: 

1 - aus Äpfeln oder Birnen, auch 
miteinander vermischt , . . 


B - mit einer Dichte bei 15° C von 1,33 oder 
weniger: 

(i) - ohne Zusatz von Zucker: 

IV - aus Äpfeln oder Birnen: 

a - chemisch konserviert 

b - andere 

VII - Gemische: 

a - chemisch konserviert: 

2 - aus Apfel- und Birnensaft . . . 

b - andere: 

2 - aus Apfel“ und Birnensaft . ♦ . 


7.5 


22,5 


7.5 

22,5 


7,5 

22,5 


8 


24 


8 

24 


8 

24 
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Lfd. 

Nr. 

Tarif- 

nummer 

W arenbezeichnung 

Binnen-Zollsatz 
®/o des Wertes 

gekürzt am 1.7.1960 

45 

22.05 

Wein aus frischen Weintrauben; mit Alkohol 
stummgemachter Most aus frischen Weintrauben: 

A- Schaumwein 

für 100 1 

DM 

für 100 1 
DM 



225,— 

240,— 

B - andere: 



I - mit einem Gehalt an Alkohol von 13° oder 
weniger und in Behältnissen mit einem In- 
halt: 





a - von 2 1 oder weniger 

b - von mehr als 2 1: 

115,30 

123,— 



1 - Weißwein 

39,40 

42,— 



2 - anderer 

28,— 

29,90 



II - mit einem Gehalt an Alkohol von mehr als 
13°, jedoch nicht mehr als 15° und in Be- 
hältnissen mit einem Inhalt: 





a - von 2 1 oder weniger 

115,30 

123,— 



b - von mehr als 2 1: 





1 - Weißwein 

39,40 

42,— 



2 - anderer 

28,— 

29,90 



III - mit einem Gehalt an Alkohol von mehr als 
15°, jedoch nicht mehr als 18°: 


1 



a - mit Ursprungsbezeichnung, in Behält- 
nissen mit einem Inhalt: 





1 - von 2 1 oder weniger 

79,30 

i 

84,50 



2 - von mehr als 2 1 

28,— 

29,90 



b - andere, in Behältnissen mit einem Inhalt: 

1 - von 2 1 oder weniger 

2 - von mehr als 2 1 

79,30 

28,— 

84,50 

29,90 



IV - mit einem Gehalt an Alkohol von mehr als 
18°, jedoch nicht mehr als 22°: 





a - mit Ursprungsbezeichnung, in Behält- 
nissen mit einem Inhalt: 





1 - von 2 1 oder weniger 

2 - von mehr als 2 1 

79,30 

28,— 

84,50 

29,90 



b - andere, in Behältnissen mit einem Inhalt: 

1 - von 2 1 oder weniger 

2 - von mehr als 2 1 

79,30 

28,— 

84,50 

29,90 



V - mit einem Gehalt an Alkohol von mehr als 
22°: 





a - in Behältnissen mit einem Inhalt von 
mehr als 2 1 

b - in anderen Behältnissen 

329,— 

829,30 

350,90 

884,50 



Anmerkungen 





1. Wein aus Abs. B I b in Fässern, Kesselwagen oder 
anderen Großbehältnissen zum Herstellen von 
Schaumwein unter Zollsicherung 

13,10 

14,— 
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Lfd. 

Nr. 

Tarif- 

nummer 

- 

Warenbezeichnung 

Binnen-Zollsatz 
®/o des Wertes 

gekürzt am 1.7.1960 

46 

22.10 

Speiseessig, in Behältnissen mit einem Inhalt: 

1 

1 für 100 1 

i DM 

für 100 1 
DM 



j 

A-von 2 1 oder weniger 

86,50 

92,30 



B - von mehr als 2 1 

52,60 

56,10 

47 

aus 23.01 

Mehl von Fleisch, von Schlachtabfall, von Fischen, ' 
von Krebstieren oder von Weichtieren, ungenieß- 
bar; Grieben: 

1 

‘^^0 de' 

5 Wertes 



B - Mehl von Fischen, von Krebstieren oder von 
; Weichtieren; 





1 

II - Garnelenmehl 

i 

15 

16 

48 

aus 23.02 

! 

Kleie und andere Rückstände vom Sichten, Mahlen 
oder von anderen Bearbeitungen von Getreide oder 
Hülsenfrüchten: 





' A - mit einem Gehalt an Stärke von mehr als 

7 Gewichtshundertteilen: 





I - Reisfuttermehl 

9 

9,5 



III - andere 

13,5 

14 



B - andere 

13,5 * 

14 

49 

23.07 

Futter, melassiert oder gezuckert, und anderes zube- 
reitetes Futter; andere Zubereitungen der bei der 
Fütterung verwendeten Art (z. B. Zusatzfutter): 

j 




A - Solubles von Fischen oder Wahlen: 

1 

1 




I - Solubles von Fischen, dickflüssig, pasten- 
artig oder getrocknet; Solubles von Wah- 
len, getrocknet 

1 

3,5 

4 



II - andere 

18,5 

20 



B - andere 

18,5 

20 
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Anlage 5 


Abrundungs-Regeln 

für die Senkung der Binnenzollsätze und die Angleichung 
der Außenzollsätze im Deutschen Zolltarif 
zum 1. Januar 1961 


I. 

Binnen-Zölle 

(Erste Zollsatzspalte) 

(1) Bei der Senkung der Binnen-Zölle werden die 
während der Berechnung anfallenden Dezimal- 
brüdie nicht gerundet. 

(2) Die im Berechnungs-Ergebnis anfallenden 
Dezimalbrüche werden wie folgt behandelt: 

A. Dezimalbrüche von 0,5 bleiben unverän- 
dert (z. B. 5,5 = 5,5). 

B. Dezimalbrüche, die größer sind als 0,5, 
werden auf 0,5 nach unten abgerundet 
(z. B. 5,55 - 5,5; 5,6 = 5,5; 5,95 = 5,5). 

C. Dezimalbrüche, die kleiner sind als 0,5, 
werden auf volle Zahlen nach unten ab- 
gerundet (z. B. 5,4 = 5; 5,45 = 5). 

II. 

Außen-Zölle 

(Zweite ZolLsatzspalte) 

(1) Bei der Angleichung der Außen-Zölle (ein- 
schließlich der 50 %igen Rückspulung der Konjunk- 


turpolitischen Zollsenkungen) werden die während 
der Berechnung anfallenden Dezimalbrüche nicht ge- 
rundet. 

(2) Die im Berechnungs-Ergebnis anfallenden 
Dezimalbrüche werden wie folgt behandelt: 

A. Es werden beibehalten Dezimalbrüche von 
0,1 bis 0,9 (z. B. 5,1 =5,1; 5,4 = 5,4; 
5,9 = 5,9). 

B. Bei der Angleichung nach oben werden 
aufgerundet 

a) Dezimalbrüche von 0,01 bis 0,89 auf 
Dezimalbrüche von 0,1 bis 0,9 (z. B. 
5,02 = 5,1; 5,24 = 5,3; 5,89 = 5,9), 

b) Dezimalbrüche von 0,91 bis 0,99 auf 
volle Zahlen nach oben (z. B. 5,91 = 6; 
5,95 = 6; 5,99 = 6). 

C. Bei der Angleichung nach unten werden 
abgerundet 

a) Dezimalbrüche von 0,99 bis 0,11 auf 
Dezimalbrüche von 0,9 bis 0,1 (z. B. 
5,99 = 5,9; 5,24 = 5,2; 5,11 = 5,1), 

b) Dezimalbrüche von 0,09 bis 0,01 auf 
volle Zahlen nach unten (z. B. 5,09 = 5; 
5,05 = 5; 5,01 = 5). 
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Anlage 6 


Angleichungs-Regeln 

für die Zollsätze der Waren der gewerblichen Wirtschaft im Deutschen Zolltarif 

zum 1. Januar 1961 


Grundsätzliches 

(1) Maßgebend für alle Berechnungen zu den An- 
gleichungen sind die am 1. Januar 1957 angewand- 
ten Zollsätze (Ausgangs-Zollsätze des Deutschen 
Zolltarifs) und die um 20 v. H. gekürzten Zollsätze 
des Gemeinsamen Zolltarifs. 

(2) Abweichungen von diesem Grundsatz sind 
nur im Rahmen von Artikel 24 des EWG-Vertrages 
möglich. 

(3) Bei der Ermittlung der Übergangs-Zollsätze 
sind im Deutschen Zolltarif zwei Gruppen von Zoll- 
sätzen zu unterscheiden. 

A, Zollsätze, die seit dem 1. Januar 1957 nicht 
geändert worden sind — regelmäßig die 
Waren der sogenannten Schon-Liste — 
(Abschnitt A), 

B. Zollsätze, die nach dem 1. Januar 1957 ge- 
senkt worden sind (Konjunkturpolitische 
Zollsenkungen) (Abschnitt B). 


ABSCHNITT A 

Zollsätze, die seit dem 1. Januar 1957 
nicht geändert worden sind 

Fall 1 

Angleichung eines seit dem 1. Januar 1957 nicht ge- 
änderten Zollsatzes (Ausgangs-Zollsatz) nach unten 

Leitsatz 1 

Bei der Angleichung eines seit dem 1. Januar 1957 
nicht geänderten Zollsatzes (Ausgangs-Zollsatz), der 
höher liegt als der ungekürzte Zollsatz des Gemein- 
samen Zolltarifs, ist der ungekürzte Zollsatz die 
untere Grenze der Senkung. 

Erläuterungen 

(1) Es ist zunächst der Übergangs-Zollsatz auf 
der Grundlage des um 20 v. H, gekürzten EWG- 
Zollsatzes zu berechnen. 

(2) Liegt der errechnete Übergangs-Zollsatz höher 
als der ungekürzte EWG-Zollsatz, so ist der errech- 
nete Zollsatz als Übergangs-Zollsatz festzusetzen 
(Beispiel 1). 

(3) Liegt der errechnete Übergangs-Zollsatz tiefer 
als der ungekürzte EWG-Zollsatz, so ist der unge- 
kürzte EWG-Zollsatz als Übergangs-Zollsatz festzu- 
setzen (Beispiel 2). 


Beispiel 1 


Ausgangs- 

Zollsatz 

(am 1. Januar 1957) 

EWG-Zollsatz 

EWG-Zollsatz 

ungekürzt 

gekürzt 

21% 

19% 

15,2% 


Berechnung des Übergangs-Zollsatzes 

Unterschied zwischen 21 und 15,2 = 5,8 
30v. H. von 5,8 = 1,74 

21 — 1,74 = 19,26 = errechneter Übergangs-Zollsatz 

Der errechnete Übergangs-Zollsatz 19,26 liegt 
höher als der ungekürzte EWG-Zollsatz 19. Als 
Übergangs-Zollsatz ist also 19,26%’) festzusetzen. 

Übersicht 

21 % Ausgangs-Zollsatz 

19,26 % errechneter und festzusetzender Übergangs- 
Zollsatz 

19% Grenze der Senkung 


15,2% gekürzter EWG-Zollsatz 


Beispiel 2 



Ausgangs- 

Zollsatz 

(am 1. Januar 1957) 

EWG-Zollsatz 

EWG-Zollsatz 

ungekürzt 

gekürzt 

21% 

20% 

16% 


Berechnung des Übergangs-Zollsatzes 

Unterschied zwischen 21 und 16 = 5 
30 V. H. von 5—1,5 

21 — 1,5 — 19,5 = errechneter Übergangs-Zollsatz 

Der errechnete Übergangs-Zollsatz 19,5 liegt tiefer 
als der ungekürzte EWG-Zollsatz 20. Als Übergangs- 
Zollsatz ist also 20 % festzusetzen. 

Übersicht 

21 % Ausgangs-Zollsatz 

20 % Grenze der Senkung und festzusetzender 

Übergangs-Zollsatz 

19,5% errechneter Übergangs-Zollsatz 

16% gekürzter EWG-Zollsatz 

•) Die Berechnungs-Ergebnisse sind in allen Beispielen 
nicht abgerundet. Über die Abrundung sind besondere 
Regeln aufgestellt worden (Hinweis auf Anlage 5). 
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Fall 2 

Angleichung eines seit dem 1. Januar 1957 nicht 
geänderten Zollsatzes (Ausgangs-Zollsatz) nach oben 

Leitsatz 2 

Bei Angieichung eines seit dem 1. Januar 1957 
nicht geänderten Zollsatzes (Ausgangs-Zollsatz), der 
tiefer liegt als der gekürzte Zollsatz des Gemein- 
samen Zolltarifs, wird der Ausgangs-Zollsatz um 
30 V. H. des Unterschiedes zwischen dem gekürzten 
Zollsatz des Gemeinsamen Zolltarifs und dem Aus- 
gangs-Zollsatz angehoben, sofern nicht die „15%- 
Klausel“ (Artikel 23 Abs. 1 Buchstabe a EWG-Ver- 
trag) zur Anwendung kommt. 

Erläuterungen 

Diese Angleichung ist ein Regelfall des EWG- 
Vertrages unter Berücksichtigung des Beschlusses 
des Ministerrates vom 12. Mai 1960. 


Beispiel 3 


Ausgangs- 

Zollsatz 

(am 1. Januar 1957) 

EWG-Zollsatz 

EWG-Zollsatz 

ungekürzt 

gekürzt 

11 /o 

20% 

16% 


Berechnung des Übergangs-Zollsatzes 

Unterschied zwischen 11 und 16 = 5 
30 V. H. von 5 = 1,5 

11 + 1,5 = 12,5 = errechneter Übergangs-Zollsatz 

Der errechnete und festzusetzende Übergangs-Zoll- 
satz ist 12,5%. 

Übersicht 

16% gekürzter EWG-Zollsatz 

12,5 % errechneter und festzusetzender Übergangs- 
Zollsatz 

11 % Ausgangs-Zollsatz 

Fall 3 

Angleichung durch Beibehaltung eines seit dem 
1, Januar 1957 nicht geänderten Zollsatzes 

(Ausgangs-Zollsatz) 

Leitsatz 3 

Liegt ein seit dem 1. Januar 1957 nicht geänderter 
Zollsatz (Ausgangs-Zollsatz) zwischen dem unge- 
kürzten und dem gekürzten Zollsatz des Gemein- 
samen Zolltarifs oder ist er einem dieser beiden 
Zollsätze gleich, so wird der Ausgangs-Zollsatz bei- 
behalten (Beispiel 4, 5 und 6). 

Erläuterungen 

(1) Die Spanne zwischen dem ungekürzten EWG- 
Zollsatz und dem gekürzten EWG-Zollsatz soll bei 
den GATT-Verhandlungen als Verhandlungsange- 
bot zur Verfügung stehen. 


(2) Befindet sich in dieser Spanne ein seit dem 
1. Januar 1957 nicht geänderter Zollsatz, so würde 
eine Änderung dieses Zollsatzes den Verhandlun- 
gen vorgreifen. 


Beispiel 4 


Ausgangs- 

Zollsatz 

(am 1. Januar 1957) 

EWG-Zollsatz 

ungekürzt 

EWG-Zollsatz 

gekürzt 

21% 

22% 

17,6% 


Berechnung des Übergangs-Zollsatzes 

Unterschied zwischen 21 und 17,6 = 3,4 
30 V. H. von 3,4 = 1,02 

21 — 1,02 == 19,98 = errechneter Übergangs-Zollsatz 

Nach Leitsatz 3 ist als Übergangs-Zollsatz 21 % fest- 
zusetzen. 

Übersicht 

22 % ungekürzter EWG-Zollsatz 

21 % Ausgangs-Zollsatz und festzusetzender 

Übergangs-Zollsatz 

19,98% errechneter Übergangs-Zollsatz 


17,6% gekürzter 

EWG-Zollsatz 


Beispiel 5 



Ausgangs- 

Zollsatz 

(am 1. Januar 1957) 

EWG-Zollsatz 

ungekürzt 

EWG-Zollsatz 

gekürzt 

21% ^ 

21% 

00 

CD 


Berechnung des Übergangs-Zollsatzes 

Unterschied zwischen 21 und 16,8 = 4,2 
30 V. H. von 4,2 = 1,26 

21 1,26 = 19,74 = errechneter Übergangs-Zollsatz. 

Nach Leitsatz 3 ist als Übergangs-Zollsatz 21 % fest- 
zusetzen. 

Übersicht 

21 % Ausgangs-Zollsatz, ungekürzter EWG-Zoll- 
satz und festzusetzender Übergangs-Zollsatz 

19,74% errechneter Übergangs-Zollsatz 
16r8% gekürzter EWG-Zollsatz 

Beispiel 6 


Ausgangs- 

1 

EWG-Zollsatz 

Zollsatz 

EWG-Zollsatz 

(am 1. Januar 1957) 

ungekürzt 

gekürzt 

20% 

25% 

20% 


Nach Leitsatz 3 ist als Übergangs-Zollsatz 20 % fest- 
zusetzen. 
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ABSCHNITT B 

Zollsätze, die nach dem 1. Januar 1957 
gesenkt worden sind 
(Konjunkturpolitische Zollsenkungen) 

Fall 4 

Angleichung nach oben und 50®/oige Rückspulung 
der Konjunkturpolitischen Zollsenkungen 

Leitsatz 4 

(1) Bei Angleichungen nach oben, wenn der Aus- 
gangs-Zollsatz und der konjunkturpolitische Zoll- 
satz unter dem gekürzten Zollsatz des Gemein- 
samen Zolltarifs liegen, werden die Konjunktur- 
politischen Zollsenkungen um 50 v. H. zurückge- 
spult (Beispiel 7). 

(2) Das gleiche gilt, wenn der gekürzte Zollsatz 
des Gemeinsamen Zolltarifs gleich dem Ausgangs- 
Zollsatz ist (Beispiel 8). 

Erläuterungen 

Diese Angleichungen sind Regelfälle des EWG- 
Vertrages unter Berücksichtigung des Beschlusses 
des Ministerrates vom 12. Mai 1960. 

Beispiel 7 


Ausgangs- 


Zollsatz 

(am 

1. Januar 
1957) 

Konj. pol. - 
Zollsatz 

EWG- 

Zollsatz 

ungekürzt 

EWG- 

Zollsatz 

gekürzt 

15»/o 

11 ®/o 

25®/o 

20 «/o 


a) Berechnung des Übergangs-Zollsatzes; 
Unterschied zwischen 15 und 20 == 5 
30 V. H. von 5 = 1,5 

15-1-1,5 = 16,5 — errechneter Übergangs- 

Zollsatz ohne Rückspu- 
lung 

b) Rückspulung: 

Unterschied zwischen 15 und 11 = 4 
50 Vo von 4 = 2 

16.5 — 2 = 14,5 = errechneter Übergangs- 

Zollsatz mit Rückspu- 
lung 

c) Nach Leitsatz 4 (1) ist als Übergangs-Zollsatz 

14.5 Vo festzusetzen. 

Übersicht 

25 Vo EWG-Zollsatz ungekürzt 
20 W EWG-Zollsatz gekürzt 
16,5^0 errechneter Übergangs-Zollsatz 
15 Vo Ausgangs-Zollsatz 


14,5 ®/o festzusetzender Übergangs-Zollsatz 
11 ®/o Konj. pol. -Zollsatz 


Beispiel 8 


Ausgangs- 

Zollsatz 

(am 

1 . Januar 
1957) 

Konj. pol. - 
Zollsatz 

i i 

■ EWG- 1 

Zollsatz 
ungekürzt 

EWG- 

Zollsatz 

gekürzt 

20 “/o 

15 »/o 

25 o/o 

20 «/o 


a) Übergangs-Zollsatz ohne Rückspulung ist 20 ®/o. 

b) Rückspulung: 

Unterschied zwischen 20 und 15 = 5 
50 ®/o von 5 = 2,5 

20 — 2,5 = 17,5 = errechneter Übergangs-Zollsatz 
mit Rückspulung 

c) Nach Leitsatz 4 ist als Übergangs-Zollsatz 

17,5 ®/o festzusetzen. 

Übersicht 

25 ®/o EWG-Zollsatz ungekürzt 

20 Vo Ausgangs-Zollsatz und EWG-Zollsatz 
gekürzt 

17,5 ®/o festzusetzender Übergangs-Zollsatz 
15 ^/o Konj. pol. -Zolllsatz 

Fall 5 

Angleichung nach unten ohne Rückspulung 
Leitsatz 5 

(1) Bei Angleichungen nach unten, wenn der 
konjunkturpolitische Zollsatz über dem gekürzten 
Zollsatz des Gemeinsamen Zolltarifs liegt, wird der 
Übergangs-Zollsatz nicht höher als der konjunktur- 
politische Zollsatz festgesetzt (Beispiele 9 und 10). 

(2) Das gleiche gilt, wenn der konjunktur- 
politische Zollsatz gleich dem gekürzten Zollsatz 
des Gemeinsamen Zolltarifs ist (Beispiel 11). 

Erläuterungen 

(1) Die Angleichung führt im Endergebnis noch 
zu einer Senkung des konjunkturpolitischen Zoll- 
satzes. Es wäre deshalb sinnwidrig, den konjunktur- 
politischen Zollsatz vorübergehend zu erhöhen (Bei- 
spiele 9 und 10). 

(2) Die Angleichung führt im Endergebnis zum 
konjunkturpolitischen Zollsatz. Es wäre deshalb 
sinnwidrig, den bereits erreichten Endzollsatz vor- 
übergehend zu ändern (Beispiel 11). 

(3) Eine Rückspulung scheidet in beiden Fällen 
sinngemäß aus, weil die konjunkturpolitischen Zoll- 
senkungen den Zollsatz bereits zum Endzollsatz 
hingeführt haben. 
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Beispiel 9 


Ausgangs- 

Zollsatz 

(am 

1. Januar 
1957) 

Konj.poL- 

Zollsatz 

EWG- 

Zollsatz 

ungekürzt 

1 

EWG- 

Zollsatz 

gekürzt 

15 »/o 

11«/» 

! 8«/o 

6,4 «/» 


a) Berechnung des Übergangs-Zollsatzes: 
Unterschied zwischen 15 und 6,4 = 8,6 
30 V. H. von 8,6 = 2,58 

15 — 2,58 = 12,42 = errechneter Übergangs-Zoll- 
satz 

b) Nach Leitsatz 5 (1) ist als Übergangs-Zollsatz 


1 1 Vo festzusetzen. 


Übersicht 


15 Vo Ausgangs-Zollsatz 

12,42 Vo errechneter Übergangs-Zollsatz 


11 ^/o Konj.poL-Zollsatz und festzusetzender 

Übergangs-Zollsatz 

8 Vo EWG-Zollsatz ungekürzt 

6,4 ®/o EWG-Zollsatz gekürzt 


Beispiel 10 


Ausgangs- 

Zollsatz 

‘ ^oll^tz*" Zollsatz 1 

1. Januar /•oiisatz ungekürzt ; 

1957) 

EWG- 

Zollsatz 

gekürzt 

15«/» 11«/« 12«/o 

9,6 «/» 


a) Berechnung des Übergangs-Zollsatzes: 
Unterschied zwischen 15 und 9,6 = 5,4 
30 V. H, von 5,4 = 1,62 

15 — 1,62 = 13,38 = errechneter Übergangs-Zoll- 
satz. 

b) Nach Leitsatz 5 (1) ist als Übergangs-Zollsatz 
1 1 Vo festzusetzen. 

übersidit 

1 5 ®/o Ausgangs-Zollsatz 

13,38 ®/o errechneter Übergangs-Zollsatz 

12 Vo EWG-Zollsatz ungekürzt 

11 Vo Konj.poL-Zollsatz und festzusetzender 

Übergangs-Zollsatz 

9,6 ®/o EWG-Zollsatz gekürzt 


Beispiel 11 


Ausgangs- : 


' . 1 

1 


Zollsatz 1 

Konj.poL- 

Zollsatz 

1 EWG- 

EWG- 

(am 

Zollsatz 

Zollsatz 

1. Januar 
1957) 

i ungekürzt 

1 

gekürzt 

16% ^ 

12% 

' 15% 

' 12% 


a) Berechnung des Übergangs-Zollsatzes: 
Unterschied zwischen 16 und 12 = 4 
30 V. H. von 4 = 1,2 

16 ” 1,2 = 14,8 = erredmeter Übergangs-Zollsatz 

b) Nach Leitsatz 5 (2) ist als Übergangs-Zollsatz 
12 % festzusetzen. 

Übersicht 

1 6 % Ausgangs-Zollsatz 

15 % EWG-Zollsatz ungekürzt 

14,8 % errechneter Übergangs-Zollsatz 

12% Konj.poL-Zollsatz, gekürzter EWG-Zollsatz 

und festzusetzender Übergangs-Zollsatz. 


Fall 6 

Angleidiung nadi imten mit Rückspulung 
Leitsatz 6 

Liegt der gekürzte Zollsatz des Gemeinsamen 
Zolltarifs zwischen dem Ausgangs-Zollsatz und dem 
konjunkturpolitischen Zollsatz, so wird als Über- 
gangs-Zollsatz ein Zollsatz festgesetzt, der in der 
Mitte zwischen dem gekürzten Zollsatz des Ge- 
meinsamen Zolltarifs und dem konjunkturpolitischen 
Zollsatz liegt (Beispiele 12 und 13). 

Erläuterungen 

(1) Die Kürzung des Gemeinsamen Zolltarifsund 
die Konjunkturpolitisdien Zollsenkungen decken 
sich zum Teil. Sinngemäß wird deshalb nur der ver- 
bliebene Rest um 50 % zurückgespult. 

(2) Im Ergebnis liegt eine schnellere Angleichung 
an den Gemeinsamen Zolltarif vor (Artikel 24 EWG- 
Vertrag). Die Rückspulung des verbliebenen Restes 
liegt im Sinne des Beschlusses des Ministerrates 
vom 12. Mai 1960. 


Beispiel 12 


Ausgangs- 

Zollsatz 

(am 

1. Januar ! 
1957) 

Konj.poL- 

Zollsatz 

1 j 

i EWG- 1 

Zollsatz 
ungekürzt 

1 

EWG- 

Zollsatz 

gekürzt 

15% 

11% 

■ 16% 

12,8% 
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Die Mitte zwischen 11 und 12,8 ist 11,9. 

Als Übergangs-Zollsatz ist 11,9% festzusetzen. 

übersidit 

16 % EWG-Zollsatz ungekürzt 

15 % Ausgangs-Zollsatz 

12,8 % EWG-Zollsatz gekürzt 

11,9% festzusetzender Übergangs-Zollsatz 

11 % Konj.pol.-Zollsatz 

Beispiel 13 


Ausgangs- 




Zollsatz 

Konj.pol.- 

Zollsatz 

EWG- 

EWG- 

(am 

j Zollsatz 

Zollsatz 

1. Januar 
1957) 

1 ungekürzt 

gekürzt 

15% j 

11% 

14% 

11,2% 


Die Mitte zwischen 11 und 11,2 ist 11,1. 

Als Übergangs-Zollsatz ist 11,1 % festzusetzen. 

Übersicht 

15 % Ausgangs-Zollsatz 

14% EWG-Zollsatz ungekürzt 

11,2% EWG-Zollsatz gekürzt 
11,1 % Übergangs-Zollsatz 
11 % Konj.pol.-Zollsatz 


39 



Drucksache 2220 Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Anlage 7 


Umwandlungs-Regeln 
für die Angleichung von Außen-Zollsätzen 
bei ungleichen Verzollungsmaßstäben 
im Deutschen Zolltarif 
zum 1. Januar 1961 

(1) Bei der Angleichung der Zollsätze des Deut- 
schen Zolltarifs an die Zollsätze des Gemeinsamen 
Zolltarifs zum 1. Januar 1961 ist in einigen Fällen 
auch eine Umwandlung des Verzollungsmaßstabes 
notwendig. Es kann z, B. erforderlich sein, einen 
spezifischen Zollsatz des Deutschen Zolltarifs 
(„DZT") im Zuge der Angleichung in einen Wert- 
zollsatz des Gemeinsamen Zolltarifs („GemZT'') um- 
zuwandeln. 

(2) Für die Angleichungen (1. und II. Angleichung) 
sind Übergangs-Zollsätze (I. Übergangs-Zollsatz 
= „ü l“ und 11. Übergangs-Zollsatz = „U 11") fest- 
zusetzen. Anhand der nachstehenden Beispiele wird 
die Berechnung der Übergangs-Zollsätze des Deut- 
schen Zolltarifs erläutert, und zwar für die Umwand- 
lung von 

I. Spezifischem Zollsatz in Wertzollsatz, 

II. Wertzollsatz in spezifischen Zollsatz, 

III. Mischzollsatz in Wertzollsatz, 

IV. Mischzollsatz in spezifischen Zollsatz, 

V. Gleitzollsatz in Wertzollsatz. 
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I. 

Umwandlung eines spezifischen Zollsatzes 
in einen Wertzollsatz 

I. Beispiel 

DZT: 10— DM/100 kg. GemZT: 10 Vo 

1. Übergangs-Zollsatz 

= ü I - 3 Vo -f 7 — DM/100 kg 

II. Übergangs-Zollsatz 

- ü II = 6 Üo + 4,— DM/100 kg 

Entwicklung der Z o 1 1 b e 1 a s t u n g 


Zollwert 

DZT 

ÜI j 

ü II 

GemZT 

10 — 

10,— 

7,30 

4,60 

1 — 

20,— 

10,— 

7,60 

5,20 

2 — 

30,— 

10,— 

7,90 

5,80 

3,— 

40,— 

10,— 

8,20 

6,40 

4,— 

50,— 

10,— 

8,50 ' 

7,— 

5,— 

60,— 

10,— 

8,80 

7,60 

6,— 

70,— 

10,— 

9,10 

8,20 

7,— 

80,— 

1 10,— 

9,40 

8,80 

8,— 

90,— 

10,— 

9,70 

9,40 

9 — 

100,— 

10,— 

10,— 

10,— 

10,— 

110,— 

10,— 

10,30 

10,60 

11 — 

120,— 1 

10 — 

10,60 

11,20 

12 ,— 

130,— 

10,— 

10,90 

11,80 

13,— 

140,— 

10,— 

11,20 

12,40 

14,— 

200,— 

10,— 

13,— 

16,— 

20,— 


2. Beispiel 

DZT: 30— DM/100 kg GemZT: 24 Vo 

I. Übergangs-Zollsatz = ü I 

- 7,2 Vo -f 21— DM/'lOO kg 

II. Übergangs-Zollsatz — Ü II 

- 14,4% -f 12,— DM/lOO kg 


Entwicklung der Z o 1 1 b e 1 a s t u n g 


Zollwert 1 

1 DZT 

ü I 

ü II 

GemZT 

50,— 

30,— 

24,60 

19,20 

12,— 

100,— 

30,— 

28,20 

26,40 

24,— 

150,— 

30,— 

31,80 

33,60 

36,— 

200,— 

30,— 

35,40 

40,80 

48,— 

250,— 

30,— 

39,— 

48,— 

60,— 

300,— 

30,— 

42,60 

55,20 

72,— 

350,— 

30,— 

46,20 

62,40 

84,— 

400,— 

30,— 

49,80 

i 69,60 

96,— 


11 . 

Umwandlung eines Wertzollsatzes in einen spezi- 
fischen Zollsatz 

3. Beispiel 

DZT: 10% GemZT: 10,— DM/100 kg 

I. Übergangs-Zollsatz = ü I 

- 7% + 3,— DM/ 100 kg 

II. Übergangs-Zollsatz = ü II 

= 4% -r 6,— DM/lOO kg 

Entwicklung der Z o 1 1 b e 1 a s t u n g 


Zollwert 

DZT 

U I 

ü n 

GemZT 

10,— 

1,— 

3,70 

6,40 

10,— 

20,— 

2,— 

4,40 

6,80 

10,— 

30,— 

3,— 

5,10 

7,20 

10,— 

40,— 

4,— 

5,80 

7,60 

10 — 

50,— 

5,— ^ 

6,50 

8-- 

10 — 

100,— 

10,— 

10,— 

10,— 

10,— 

150,— 

15,— 

13,50 

12,— 

10,— 

200,— 

! 

20,— 1 

17,— 

14,— 

10,— 


III. 

Umwandlung eines Mischzollsatzes 
in einen Wertzollsatz 

4. Beispiel 

DZT: 10%mindestGnsl0,— DM/TOOkg GemZT: 20% 

I. Übergangs-Zollsatz — ü I 
= 13% mindestens ( 6 ®/o + 7, — DM/100 kg) 

II. Übergangs-Zollsatz = ü II 
^ 16% mindestens (12% + 4, — DM/100 kg) 


Entwicklung der Z o 1 1 b e 1 a s t u n g 


Zollwert 

DZT 

U I 

ü II 

GemZT 

10,— 

10,— 

7,60 

5,20 

2,— 

20,— 

10,— 

8,20 

6,40 

4,— 

30,— 

10,— 

8,80 

7,60 

6,— 

40,— 

10,— 

9,40 

8,80 

8,— 

50,— 

10,— 

10,— 

10,— 

10,— 

100,— 

10,— 

13,— 

16,— 

20,— 

150,— : 

15,— 

19,50 

24,— 

30,— 

200,— 

20,— 

26,— 

32,— 

40,— 

250,— 

25,— 

32,50 

40,— 

50,— 

300,— 

30,— 

39,— 

48,— 

60,— 
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5. Beispiel 

DZT: 22 ®/o mindestens 6 — DM/100 kg 

GemZT: 12 Vo 

I. Übergangs-Zollsatz = ü I 
= 19®/o mindestens (3,6 ®/o + 4,20 DM/100 kg) 

11. Übergangs-Zollsatz = ü II 
= 16 Vo mindestens (7,2 ®/o + 2,40 DM/100 kg) 


Entwicklung der Z o 1 1 b e 1 a s t u n g 


Zollwert 

DZT 

U I 

ü II 

GemZT 

10,— 

6,— 


3,12 

1,20 

20,— 

6,— 


3,84 

2,40 

30,— 


5,70 

4,80 

3,60 

40,— 

■■ 

7,60 

6,40 

4,80 


11 — 

9,50 

8,— 

6,— 

H 


11,40 

9,60 

7,20 

70,— 

15,40 

13,30 

11,20 

8,40 


IV. 

Umwandlung eines Mischzollsatzes in einen spezi- 
fisdien Zollsatz 

6. Beispiel: 

DZT: 20®/o mindestens 5, — DM/100 kg 

GemZT: 10,— DM/100 kg 

I. Übergangs-Zollsatz — ü I = 6,50 DM/100 kg 
mindestens 14% + 3, — DM/100 kg 

IL Übergangs-Zollsatz = ü II = 8,— DM/100 kg 
mindestens 8% + 6, — DM/100 kg 

Entwicklung der Z o 1 1 b e 1 a s t un g 


Zollwert 

DZT 

U I 

U II 

GemZT 

10,— 

5,— 

6,50 

8,— 

10,— 

20,— 

5,— 

6,50 

8, - 

10,— 

30,— 

6,— 

7,20 

8,40 

10,— 

40,— 

8,— 

8,60 

9,20 

10,~ 

50,— 

10,— 

10,— 

10 — 

10,- 

60,— 

12,— 

11,40 

10,80 

10,- 


V. 

Umwandlung eines Gleitzollsatzes in einen Wert- 
zollsatz 

7. Beispiel: 

DZT: 20 Vo mindestens 60, — DM/100 kg abzüglidi 
70 ®/o GemZT : 1 0 ®/o 

I. Übergangs-Zollsatz = ü I = 17 Vo 

mindestens (42, — DM/100 kg — 46%) 

II. Übergangs-Zollsatz = ü II = 14®/o 

mindestens (24, — DM/100 kg “ 22%) 

Entwicklung der Zollbelastung 


Zollwert 

DZT 

ü I 

U II 

GemZT 

BS 

39,— 

28,20 

17.40 

3,— 


32,— 

23,60 

15,20 

4,— 


25,— 

19,— 

13,— 

5,— 


18,— 

14,40 

10,80 

6,— 


14,— 

11,90 

9,80 

7,— 


16,— 

12,60 

11,20 

8,- 


8. Beispiel 

DZT: 20% mindestens 60, — DM/100 kg abzüglich 
70 % Gern. ZT: 16 % 

I. Übergangs-Zollsatz = ü I =18,8% 

mindestens (42, — DM/100 kg — 44,2%) 

II. Übergangs-Zollsatz == ü II = 17,6% 

mindestens (24, — DM/100 kg — 18,4%) 

Entwicklung der Zollbelastung 


Zollwert 

DZT 

ü I 

U II 

GemZT 

30,— 

39,— 

28,74 

18,48 

4,80 

40,— 

32,— 

24,32 

16,46 

6,40 

50,— 

25,— 

19,90 

14,80 

8,— 

60,— 

18,- - 

15,48 

12,96 

9,60 

70,— 

14,— 

13,16 

12,32 

11,20 

30,— 

16,— 

15,04 

14,08 

12,80 
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Anlage B 


Der Präsident des Bundesrates Bonn, den 11. November 1960 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 20. Oktober 1960 — 8 — 65304 — 
4469/60 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 225. Sitzung am 11. November 1960 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Zolltarifgesetzes und des 
Deutschen Zolltarifs 1961 


wie aus der Anlage ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 


Dr. Meyers 


Anlage 
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Anlage 

Stellungnahme des Bundesrates 


1. In § 4 Abs. 3 des Gesetzentwurfs ist hinter dem ' 
Wort „Durchführungsverordnungen" der Klam- ; 
merzusatz „(ausgenommen den zur Biersteuer er- i 
gangenen)" einzufügen. | 

Begründung 

Dient der Klarstellung, daß sich die Ermächtigung 
nicht auf die Biersteuer bezieht. 

2 Im Entwurf des Deutschen Zolltarifs 1961 ist in 
Tarifnummer 18.01 Kakaobohnen, auch Bruch, 
roh oder geröstet 

a) der Binnen-ZAußenzollsatz von jeweils 8 ^/o 
auf jeweils 7 Vo und 

b) der jeweilige DM-Betrag von 40, — auf 35, — 
zu senken. 

Begründung 

Nach dem EWG-Beschleunigungsplan würde die 
Binnen- und Außenzollbelastung für die dem 
Agrarbereich angehörenden Kakaobohnen, Pos. 
18.01, ab 1. Januar 1961 unverändert auf 8 Vo 
bleiben (Zollsenkung insgesamt 20 ‘^/o), während 
für die dem gewerblichen Bereich angehörenden 
Kakaoerzeugnisse, Pos. 18.03 bis 18.06, ab 1. Ja- 
nuar 1961 die Binnenzollsätze um weitere 10 Vo 
(Zollsenkung insgesamt 30 ^/o) und die Außen- 
zollsätze um 30 ^/o der Differenz zu dem um 20 ^/o 
gekürzten Gemeinsamen Außentarif gesenkt 
werden. 

Durch die ungleiche Behandlung dieses wirt- 
schaftlich zusammengehörenden Sektors ergeben 
sich mithin ab 1. Januar 1961 dadurch Wett- 
bewerbsverzerrungen, daß Kakaoerzeugnisse aus 
bundesdeutscher Verarbeitung weiterhin mit 
dem unverändert hohen Zoll für Kakaobohnen 
belastet sind, während eingeführte Kakaoerzeug- 
nisse aus EWG-Ländern eine Zollsenkung um 
weitere 10 ®/o und aus Drittländern noch beträcht- 
lichere Zollsenkungen erfahren, nämlich 

bei Kakaomasse 

(Pos. 18.03) von 35 Vo auf 30,5 Vo 
bei Kakaobutter 

(Pos. 18.04) von 35 ®/o auf 29,7 Vo 
bei Kakaopulver 

(Pos. 18.05) von 30 ®/o auf 27 ®/o 
bei Schokolade 

(Pos. 18.06 B) von 40 ®/o auf 35,2 ®/o. 

Hinzukommt, daß die kakaoverarbeitenden In- 
dustrien der anderen EWG-Länder auch 1961 
noch keinen Rohkakaozoll zu zahlen haben. So- 
wohl aus EWG-Ländern als auch aus den Dritt- 
ländern können Kakaoerzeugnisse mithin ent- 
sprechend billiger angeboten werden. Es ist da- 


her zu befürchten, daß erhebliche Mengen von 
Kakaoerzeugnissen zum Schaden der westdeut- 
schen Rohkakaoeinfuhr und Rohkakaoverarbei- 
tung in die Bundesrepublik eingeführt werden. 
Durch Verlagerung der Rohkakaoeinfuhr und 
-Verarbeitung in andere EWG-Länder werden 
außerdem die deutschen Seehäfen geschädigt, 
ohne daß sie mit einem entsprechenden Mehr- 
aufkommen aus Kakaoerzeugnissen rechnen 
können. 

Nach dem EWG-Vertrag kann die Bundesregie- 
rung den Binnenzoll für Kakaobohnen ab 1. Ja- 
nuar 1961 ohne weiteres von 8 ®/o auf 7 ®/o sen- 
ken. In Artikel 15 EWG haben die Mitglied- 
staaten sogar ihre Bereitschaft bekundet, ihre 
Binnenzölle schneller zu senken, wenn die wirt- 
schaftliche Lage dies zuläßt. Die Bundesregierung 
kann ebenfalls den Außenzoll für Kakaobohnen 
ab 1. Januar 1961 von 8 ^/o auf 7 ®/o senken, da 
sie bis zur ersten Angleichung an den Gemein- 
samen Außentarif, das ist bei Agrarerzeugnissen 
der 31. Dezember 1961, den Außenzollsatz auto- 
nom festlegen kann. 

3. Im Entwurf des Deutschen Zolltarifs 1961 ist in 

Tarifnummer 25.01 Steinsalz, Siedesalz, Seesalz, 
präpariertes Speisesalz; rei- 
' nes Natriumchlorid; Salzsole; 
Meerwasser: 

der Außenzollsatz (Spalte 4) wie folgt zu er- 
höhen: 

Zollsatz 
für 

1000 kg 
DM 

„A — Steinsalz, Siedesalz, Seesalz, 
präpariertes Speisesalz: 

I — zur chemischen Umwand- 

lung (Spaltung in Na und 
CI) zum Herstellen an- 
derer Erzeugnisse unter 
Zollsicherung 3,35 

II — vergällt oder zu anderen 
industriellen Zwecken 
(ausgenommen das Halt- 


barmachen oder Zuberei- 
ten von Lebensmitteln) 
unter Zollsicherung . . 16,80 

III — andere 53,75 

B — reines Natriumchlorid . . . 53,75 


Zollsatz 
Vo des 
Wertes 

C — Salzsole; Meerwasser: 

I — Salzsole 14,7" 
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Begründung 

Es erscheint dringend geboten, daß die Bundes- 
republik — entsprechend ihrem ursprünglichen 
Plan — von § 24 des EWG-Vertrags Gebrauch 
macht und mit der zum 1. Januar 1961 vorgesehe- 
nen Liberalisierung sofort den vollen Außenzoll 
in Kraft treten läßt. Andernfalls bestünde die 
Gefahr, daß die einheimische Salziindustrie durch 
Einfuhr aus unterentwickelten Ländern (z. B. 
Vereinigte Arabische Republik) in der Wett- 
bewerbsfähigkeit entscheidend beeinträchtigt 
würde. 


4. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, im 
weiteren Gang des Gesetzgebungsverfahrens zu 
prüfen, ob nicht die Zollfreistellung für Glas- 
isolatoren unter Tarifnummer 85.25 durch einen 
Zollsatz von 4,5 Vo ersetzt werden kann. Dies er- 
scheint notwendig, weil die Hersteller von Kera- 
mikisolatoren bereits erheblich unter dem Wett- 
bewerb der Glasisolatorenhersteller zu leiden 
haben. Der Wettbewerbsdruck würde sich bei 
einer Freistellung noch verstärken. Der bisher 
erhobene Zollsatz von 9 Vo darf daher nicht 
völlig fallengelassen, sondern sollte auf 4,5 Vo 
festgesetzt werden. 
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Anlage C 


Stellungnahme der Bundesregierung zu den i\nderungs- 
beschlüssen und zu der Empfehlung des Bundesrates 

A. 

Änderung des § 4 Abs. 3 des Entwurfs 
eines Zolltarifgesetzes 

Die Bundesregierung erhebt gegen die vorgesdila- 
gene Änderung keine Einwendungen. 


B. 

Rohkakaozoll 

Der Bundesregierung erscheint im Hinblick auf die 
wünschenswerte Zollentlastung des Rohstoffes für 
weitverbreitete Nahrungs- und Genußmittel die 
Herabsetzung des Binnen- und des Außenzollsatzes 
für Rohkakao von 8 ®/d auf 7 ®/q des Wertes ver- 
tretbar. Die Bimdesregierimg ist jedoch durch den 
EWG-Vertrag gehalten, jede Änderung der deut- 
schen Außenzölle, die künftigen Angleichungsmaß- 
nahmen an die Zollsätze des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs der EWG entgegenläuft, in den Gremien der 
Gemeinschaft zu konsultieren. Die Bundesregierung 
wird deshalb, wenn sie nach dieser Konsultation 
gemäß dem Vertrag dazu in Stand gesetzt ist, den 
parlamentarischen Körperschaften der Bundesrepu- 
blik unverzüglich einen Verordnimgsentwurf zu- 
leiten, demzufolge der Binnen- und der Außenzoll- 
satz für Rohkakao bis zum 31. Dezember 1961 von 
8 Vd auf 7 Vo des Wertes und der spezifische Höchst- 
satz von 40, — DM/100 kg auf 35, — DM/100 kg her- 
abgesetzt wiird. 


C. 

Außenzolisatz für Steinsalz, Siedesalz, Seesalz, 
präpariertes Speisesalz, reines Natriumdüorid, 
Salzsole und Meerwasser 

Die Bundesregierung wird die vom Bundesrat vor- 
geschlagene Änderung der Außenzollsätze für 
Waren der Nr. 25.01 des Entwurfs des Deutschen 
Zolltarifs 1961 auf ihre Durchführbarkeit unter- 
suchen. 


D. 


Zollsatz für Glas-Isolatoren 

Die Bundesregierung wird der Empfehlung des Bun- 
desrates entsprechen und die Zollsatzlage für Glas- 
isolatoren untersuchen. 
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